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vie Wahlrechtöporlage abgelehnt

Aus dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe wird uns
geſchrieben

235 Stimmen gegen, 181 Stimmen für das
gleiche Wahlrecht!

Alles Reden, alles Bitten und Beſchwören hat den Re
gierungsvertretern nichts genutzt: Am 2. Mai 1918, im vierten
Jahre eines für die breiten Volksmaſſen beſonders opfer-
reichen Krieges hat eine Mehrheit von Großgrundbeſitzern,
Jnduſtriellen und ihr intereſſierter Anhang zunächſt das in
der Regierungsvorlage vorgeſchlagene gleiche Wahlrecht
abgelehnt und dann ein Mehrſtimmenrecht
(Pluralwahlrecht) beſchloſſen, das ſelbſt ein national
liberaler Miturheber als ein zu kraſſes anerkannte, indem
er kurz vor der Abſtimmung im Plenum einen Sonderantrag
einbrachte, der „nur“ ein Zweiſtimmentwahlrecht wollte.

Drei lange Plenarſitzungen dauerte der offene parlamen
tariſche Kampf um das gleiche Wahlrecht. Seine Freunde hoff
ten, in drei Tagen die „ganze böſe Geſchichte“ erledigt zu
haben. Aber nach drei Tagen iſt erſt die Kernfrage des gleichen
Wahlrechts zur Abſtimmung gekommen. Die Kommiſſions-
beſchlüſſe, zu denen nun ein ganzes Bündel Abänderungs-
anträge geſtellt iſt, umfaſſen allein 26 Paragraphen, die ſich
auf die Neuordnung des Abgeordnetenhauſes beziehen. Dann
ſtehen noch die Kommiſſionsbeſchlüſſe betr. das Herrenhaus
und die über die Verfaſſungs-Geſetzänderungen nebſt Mantel
geſetz aus. Nach den bisherigen Erfahrungen iſt kaum noch
anzunehmen daß die dvei h weiter und dri

Sei aber dem, wie ihm ſei: Bereits iſt
heit über die Phalanx der Wahlrechtsfeinde
geſchaffen Sie ſelbſt haben offen ausgeſprochen, daß das
gleiche Wahlrecht eine vollſtändig andere Mehrheit, unter Aus
ſchaltung der jetzt dominierenden Agrarkonſervativen und
Jnduſtriefeudalen bringen würde. Sie geſtehen alſo ein, daß
ſie kein Recht haben, im Namen der großen Volksmehrheit
zu handeln. So haben wir den erbitternden Zuſtand, daß die
reaktionärſten Erwählten eines Geldſackswahlrechtes, durch
welches die breiten Volksmaſſen entrechtet ſind, über die zu
künftigen Rechtsverhältniſſe eben dieſer Maſſen beſchließen!

Nichts half es der Regierung, daß ſie die Wahlrechtsvor-
lage immer wieder als den Willen des Königs be-
zeichnete, ihre Ablehnung als einen „ſchweren Schlag gegen
die Krone“, eine „große Gefahr für die innere Ruhe“ und die
Geſchloſſenheit unſeres immer noch in einem ſchweren Kriege
ſtehenden, ungeheuer leidenden Volkes bezeichneten die
Wahlrechtsfeinde antworteten darauf mit Anklagen und
Drohungengegendie Regierung. Zeitweilig kam
die Wut der Fronde ſo lärmend zum Ausdruck, daß die Mini-
ſter am Weiterreden verhindert, nur mühſam das Wort be-
halten konnten. Da konnte man lernen, wie die „Edelſten und
Beſten“ mit einer Regierung umſpringen, die ihnen nicht zu
Willen iſt. Der Anfang war ſchon vielverſprechend: Ein
„Edelſter“, der Zentrumsgraf Spee kam, wie er behauptete,
„direkt von der Front“ und hatte die Verwegenheit, vor Ein
tritt in die Geſetzesberatung zu beantragen, die ganze Sache
bis nach Friedensſchluß zu vertagen! Das ſei, ſo behauptete
der Graf, die „Meinung der Front“. Toſender Beifall der
Wahlrechtsfeinde. Darauf folgte die Erklärung der Regie
rung, ſie würde „zu dem ſchärfſten verfaſſungssäßigen
Mittel“ (ſofortige Auflöſung) ſchreiten, wenn dieſer provo-
zierende Vertagungsantrag Annahme fände! Das wirkte der
art, daß in namentlicher Abſtimmung ſich nur einige 60 ganz
und gar Konfliktslüſterne für die Verſchleppung bis wer
weiß wie lange ausſprachen. Hievaus iſt ſchon erſichtlich, daß
die Regierung ihre Vorlage durchſetzen würde, wenn die
Fronde ſicher wüßte, die Ablehnung bedeutete die Auflöſung
der „Volksvertretung“. Daß im Gegenteil die Regierung nicht
auflöſen wird, ſondern immer noch zu „verſtändigen“ ver
ſucht, wußten die Wahlrechtsfeinde und deshalb ihre ſchroffe
Ablehnung der Regierungsvorlage. M

Man muß aber wahrheitsgemäß bekennen, daß ſich die
Miniſter Dr. Friedberg und Dr. Drews wiederholt,
entſchieden und unzweideutig für das gleiche Wahlrecht
ausſprachen, auch dem Gerücht, der König habe hierin ſeinen
Standpunkt geändert, entſchieden widerſprachen und klar feſt
ſtellten, der König habe vor Herausgabe ſeines Wahlrechts-
Erlaſſes gewußt, daß ſich die vier großen bürgerlichen Parteien
zu der Zeit über ein Wahlrechts-Kompromiß (das aber nicht
das gleiche Wahlrecht enthalten ſollte) verſtändigten! Alſo
n e König durchaus, daß das gleiche Wahlrecht „in
die Hauſe“ keine Mehrheit fände, er wußte, daß es

r parlamentariſchen Kämpfen, wußte, daß es vielleicht
zu einer Landtagsauflöſung noch während des Krieges

kommen würde. Trotzdem hat der König ſeinen Miniſter zur
Ausarbeitung der Wahlrechtsvorlage mit dem gleichen, ge

n und direkten Wahlrecht beauftragt, hat die Miniſter
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2. Jahrgang.

Sewaſtopol beſetzt!

Deutſcher Heeresbericht vom 2. Maj.
Großes Hauptquart'er, 2. Mai,

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppen Kronprinz Rupprecht und

Deutſcher Kronprinz.
An den Schlachtfronten iſt die Lage unverändert. Der Artillerie

kampf war im Abſchnitt des Kemmel- Berges geſteigert. Auch
zwiſchen Somme und Luce-Vach, bei Montdidier,
Laſſigny und Noyon lebte er vielfach auf. Jm übrigen blieb
die Gefechtstätigkeit auf Erkundungen beſchränkt.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
An der lothringiſchen Front war die franzöſiſche Ar

tillerie in den Nachmittagsſtunden rege. Kleinere Vorſtöße des
Feindes wurden abgewieſen.

Oſten.

Ukraine.
Vor Sewaſtopol brachen wir feindlichen Widerſtand.
Die Stadt wurde am 1. Mai kampflos von uns beſetzt.
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ſtellen ſich die Agrarkonſervativen, Jnduſtriefeudalen und ihr
Anhang hin und klagen, das gleiche Wahlrecht würde „das alte
Preußen vernichten“, eine eventuelle Landtagsauflöſung
würde „ungehenre Erregung im Lande“ erzeugen, den
„Siegeswillen“ an der Front „lähmen“ uſw. Sie klagen ſo
den König von Preußen an, den preußiſchen Staat zerſtören,
dem feindlichen Auslande ein „zerriſſenes Jnland“ ausliefern
zu wollen! Das iſt der tiefere Sinn der Anklagen der Wahl
rechtsfeinde, das war der Hauptinhalt ihrer heftigen Reden
und Rufe gegen die Regierungsvertreter. Ein Schauſpiel, von
dem ſelbſt ein Konſervativer wie der aus Zweckmäßigkeits-
gründen für das gleiche Wahlrecht „allerdings mit Siche-
rungen“ eintretende Abgeordnete v. Kar dorf erklärte, es
würde „dem monarchiſchen Gedanken im Volke auf das tiefſte
ſchädigen“. Half alles nichts! Die Regierungsvorlage
wurde zerriſſen, das pkutokratiſche Sechs-
ſtimmenrecht fand Annahme.

Geſchloſſen für das gleiche Wahlrecht ſtimmten nur die
Fraktion der Volksparteiler, Polen und Sozial-
demokraten. Von den Nationalliberalen ſtimmte
etwa die Hälfte gegen das gleiche Wahlrecht, von den Frei-
konſervativen mit Ausnahme von vier ſämtlich
für das Pluralwahlrecht, alle Konſervativen
lehnten das gleiche Wahlrecht ob und auch 14
oder 15 Zentrums mitglieder, nämlich der ariſto-
kratiſch-großagrariſche Flügel der Herren Grafen Spee,
Strachwitz, Donnersmarck uſw. lehnten das gleiche Wahlrecht
ab. Die Gewißheit, daß auch aus dem Zentrum, deſſen
Arbeiterabgeordneteſämtlichfürdas gleiche
Wahlrecht ſtimmten, Zuzug für die Wahlrechtsfeinde
käme, hat die Fronde unter Führung der oſtelbiſchen Junker
und der Schwerinduſtriellen ſicherlich in ihrer Oppoſition
gegen das Volksrecht beſtärkt.

Was jetzt die Regierung mit ihrer zerriſſenen Vorlage
beginnen wird, iſt zur Zeit noch ſchleierhaft. Ob ſie das Er-
gebnis der dritten Leſung, die früheſtens in der zweiten Mai-
woche beendet ſein kann, abwartet, um inzwiſchen zu „ver
ſtändigen“, oder ob ſie gar ihre Vorlage noch erſt dem „Herren-
hauſe“ unterbreitet, oder ob ſie nach der dritten Leſung zur
Auflöſung ſchreitet, wer weiß das? Die Regierung hat klipp
und klar jedes Pluralwahlrecht für unannehm-
bar erklärt. Die Mehrheit der Wahlrechtsfeinde aber will
kein gleiches Wahlrecht wer wird nachgeben? Tut
es die Regierung, nun ſo hat ſie in dieſen Tagen ſelbſt vor
dem Lande geſagt, was dies für das Anſehen der Krone, der
Regierung, auch für den VLandfrieden bedeutet. „Das
gleiche Wahlrecht wird und muß kommen!“ hat
die Regierung öffentlich und feierlich verheißen. Wenn ſie
von dieſem volkstümlichen Programm zurücktritt, was wäre
die weitere Folge???

„Das gleiche Wahlrecht wird und muß
kommen Das iſt ſicherlich auch der feſte Wille der
deutſchen Arbeiterſchaft. Der Stein iſt gewaltig ins Rollen
gekommen, keine der Erde kann ihn aufhalten. Das
Volk iſt für das gl Wahlrecht und daher iſt ſein Sieg

af Hertling, Dr. Friedberg und Dr. Drews eigens mit ſicher
der Durchführung der Wahlrechtsreform betraut und nun

Karl Marx
zum 5. Mai 1918.

Von Paul Lenſch, M. d. R.
Der 100. Geburtstag des großen revolutionären Den

kers fällt mitten in die größte Revolution, die die Geſchichte
kennt. Wenn man den Briefwechſel zwiſchen Marx und Engels
in ſeinen 4 vorliegenden Bänden durchlieſt, ſtößt man häufig
auf die Erwartung revolutionärer Ereigniſſe oder Epochen,
und das ſiebente Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts von 1860
bis 1870 nach Ueberwindung der revolutionären Erſchlaffung
von 1850--1860 war in der Tat eine von revolutionären Um
wälzungen angefüllte Zeit. Jn ihm konſolidierten ſich die
Verhältniſſe Weſteuropas. Deutſchland und Jtalien ent
ſtanden als moderne einheitliche Nationalſtaaten, Frankreich
wurde Republik. Aber nach dieſen geſchichtlichen Fortſchritten
brauchte die Entwicklung wieder eine Atempauſe von mehreren
Jahrzehnten, um aus der friedlichen „Evolution“ in die ge
waltſame „Revolution“ umzuſchlagen, die wir jetzt erleben.
Der Weltkrieg zieht, Hiſtoriſch geſehen, nur die Schlußſumme
aus den wirtſcheftlichen und politiſchen Veränderungen, die
ſich in den letzten vier Jahrzehnten in Europa unbemerkt
vollzogen haben, und nur deshalb geht dieſer Vorgang ge
waltfam, auf dem Wege des Weltkrieges und der Weltrevo
lution vor ſich, weil die ſtillen und friedlichen Veränderungen
der Zwiſchenzeit nicht bemerkt oder zum wenigſten in ihrer
ganzen Tragweite nicht erkannt worden ſind und weil zwei-
tens die neuen hiſtoriſchen Kräfte, die im Gegenſatz zu dem
alten Syſtem der Weltmächte entſtanden waren, ihre Aner
kennung und Durchſetzung wie jede neue Kraft nur im
Kampfe erreichen können.

W e e lebergangsge it fielen nun n le ten Lebens

t e r 4 r Th Aber je vent i her e de tn t r välzu ar r azur anderen taurmelnden Charakter der kapitaliſtiſchen Ge
ſellſchaft erkannt hatten, deſto weniger ließen ſie ſich von der
trügeriſchen Ruhe der friedlichen Entwicklungsjahre von 1870
täuſchen. Beſonders die ruſſiſche Nevolntjion war es, deren
Kommen ſie immer wieder ankündigten, aber auch die ge-
ſamte Erſchütterung der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft haben ſie
nie aus den Augen verloren. Noch in ſeinen letzten Lebens-
jahren hat Friedrich Engels mit einem Siege der deutſchen
Sozialdemokratie um die Jahrhundertwende herum gerechnet,
und die bekannten Prophezeiungen. Auguſt Bebels über den
„großen Kladderadatſch“ konnten ſich auf dieſe Autorität
ſtützen.

Nun iſt der „große Kladderadatſch“ da, viel größer, viel
furchtbarer, als fich unſere verſtorbenen Vorkämpfer je vor
geſtellt haben. Und doch wäre es Torheit, behaupten zu
wollen, daß die Revolution, die wir heute erleben, ſich mit
jener deckt, die Marx und Engels erwartet haben und kommen
fahen. Friedrich Engels hatte einmal die Möglichkeit eines
Zweifrontenkrieges für Deutſchland ausgemalt, in dem ſich
Mitteleuropa gegen das vereinigte Frankreich und Rußland
zu wehren habe. Dieſe Situation, die alſo im Vergleich zu
der des heutigen Weltkrieges nur eine harmloſe Jdylle ge-
weſen wäre, nannte er bereits für Deutſchland einen Kampf
auf Leben und Tod. Das Eingreifen Englands, ſo meinte
er, würde in ſolcher Lage automatiſch die Entſcheidung brin-
gen, ſei es gegen Rußland--Frankreich, ſei es gegen Deutſch
land. Daß das kleine Mittelcuropa jemals in der Lage ſein
würde, der geſamten Welt die Spitze zu bieten, wie wir es
jetzt erlcben, das war für Marx wie für Engels ein unvor
ſtellbarer Gedanke. Nun wohl! Jn jener Zukunftsperſpek-
tive, in jenen Kampf Deutſchlands „auf Leben und Tod“
erblickte Engels die einzige Rettung Deutſchlands darin, daß
die deutſche Sozialdemokratie das Beiſpiel der großen franzö
ſiſchen Revolution nachmachen und die deutſche Regierung
zur Amwvendung der revolutionärſten Maßregeln zwingen
würde: „Sollte der Eroberungsdurſt des Zaren und die chau-
viniſtiſche Ungeduld der franzöſiſchen Bourgeoiſie den ſieg-
reichen, aber friedſichen Vormarſch der deutſchen Sozialiſten
aufhalten, ſo ſind dieſe verlaßt euch darauf bereit, der
Welt zu beweifen, daß die deutſchen Proletarier von heute der
franzöſiſchen Sansculotten von vor hundert Jahren nicht un
würdig ſind, und daß 1893 ſich ſehen laſſen kann neben 1793.“
Jn meiner politiſchen Studie: Die deutſche Sozialdemokratie
und der Weltkrieg, die ich in den letzten Monaten des Jahres
1914 niederſchrieb, wies ich bereits darauf hin, daß dieſe An
ſchauungen nicht etwa, wie damals verſucht wurde, die Rich-
tigkeit der Parteitoktik im Weltkriege beweiſen, ſondern daß
ſie lediglich beoweiſen, wie veraltet und überholt die An
ſchaungen des alten Engels über den Charakter kommender
Revolutionen waren. Wie oft hatte Marx wie Engels davor
gewarnt, daß die Arbeiterkloſſe ihre Vorſtellungen über die
Zukunft aus der Vergangenheit ſchöpfel Jm „Achtzehnten
Brumgire“ hatte Morx geſchrieben: „Die ſoziale Revolution
des 19. Jahrhunderts kann ihre Poeſie nicht aus der Ver-
gangenheft ſchöpfen, ſondern nur aus der Zukunft. Sie kann
nicht mit ſich ſelbſt beginnen, bevor ſie allen Aberglauben an
die Vergongenheit abgeſtreift hat. Die früheren Revolutionen
bedurften der weltgeſchichtſichen Rückerinnerung, um ſi
über ihren eigenen Jnhalt zu betäuben. Die R on
neunzehnten Jahrhunderts muß ihre Toten begraben haſſen,
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um bei ihrem eigenen Jnhalt anzukommen. Dort ging die
Phraſe über den Jnhalt, hier geht der Jnhalt über die Phraſe
hinaus.“ So Marrx im Jahre 1852, und ſo ähnlich wiederholt
auch Engels. Aber das hinderte nicht, daß Friedrich Engels
ſchließlich doch für die Revolution der Zukunft die Poeſie aus
der Vergangenheit holte und 1893 neben 1793 ſtellte.

Was beweiſt dieſe merkwürdige Tatſache?
Sie beweiſt nicht bloß, daß ſelbſt die ſcharfſinnigſten und

geiſtvollſten Menſchen in gewiſſen Augenblicken das Opfer
ihres Temperamentes werden und ſelber das tun, wovor ſie
immer gewarnt haben das wäre noch das wenigſte ſie
beweiſt außerdem noch, daß Marx und Engels in der Be
urteilung der geſchichtlichen Entwicklung immer Söhne ihrer
Zeit geblieben ſind, das heißt jener liberal-kapitaliſtiſchen Ge
ſchichtsepoche, die ſie in ihren entſcheidenden Jahren mit-
erlebt, die ſie kritiſiert, deren Untergang ſie vorausgeſehen
haben. Die Zukunft ſtellten ſie ſich als eine mehr oder we-
niger gradlinige Verlängerung der Vergangenheit vor. Mit
weſentlichen Strukturveränderungen der Geſellſchaft rech-
neten ſie nicht, wie ja noch Marrx in ſeiner Vorrede zur erſten
Auflage des „Kapital“ ſchreiben konnte: „Das induſtriell ent
wicheltere Land zeigt dem minder entwickelten nur das Bild
der eigenen Zukunft.“ Marr hat auch nichts mehr erlebt, was
ihn zu einer anderen Auffaſſung der Dinge hätte veranlaſſen
können. Der Uebergang des kapitaliſtiſchen Deutſchlands
vom Freihandel zum Schutzzoll 1879 konnte damals noch ſehr
gut als ein vorübergehender Rückfall in überwundene Wirt
ſchaftsmethoden aufgefaßt werden. Heute erkennen wir in
dem Schutzzoll von 1879 einen revolutionären Faktor erſten
Grades, der nicht an letzter Stelle zu dem Ausbruch des Welt
krieges beigetragen hat, wie ich in meiner Schrift: Drei Jahre
Weltrevolution ausführlich auseinandergeſetzt habe. Karl
Renner hat den beſten Teil ſeines Buches: Marxismus, Krieg
und Jnternationale gerade der Schilderung jener tiefgreifen-
den Veränderungen gewidmet, den die kapitaliſtiſche Geſellſchaft
beſonders ſeit Deutſchlands Uebergang zum Schutzzoll er
jahren hat. „Jch geſtehe, ſchreibt Renner, daß die wirtſchaft
lichen Erſcheinungen des Krieges mir die kapitaliſtiſche Ent
wicklarng von 1878 bis 1914 erſt ganz aufgehellt haben. Jch
werde das Geſüähl nicht los, daß wir Marxiſten grund-
woemndelnde Aenderungen, die ſich in dieſen 36 Jahren in der
Struktur der Geſellſchaft vollzogen haben, teils überſehen,
teils unterwertet, auf jeden Fall aber der Marrxſchen Ge
dankenwelt nicht einverleibt haben. Die kapitaliſtiſche Ge
ſellſchaft, wie ſie Marr erlebt und beſchrieben hat, beſteht
nicht mehr ſo!“

Auf dieſe Worte, die nur ausſprechen, was iſt, gerade an
dem hundertjährigen Geburtstag von Karl Marx hinzu
weiſen, dürkt uns eine beſſere Ehrung des großen Toten, als
eine gedankenloſe Apologie, die nicht des hiſtoriſchen Ab-
ſtandes gedenkt, der bereits zwiſchen unſerer Zeit und der
Zeit von Karl Marx liegt. Jn den vier Jahren des Welt
krieges iſt uns offenbar geworden, daß wir mit dem Jahre
1914 nicht bloß eine politiſche, ſondern auch eine wirtſchaft
liche Epoche zu Grabe getragen haben, und mit jedem Monat
erkennen wir deutlicher, daß wir neuen geſellſchaftlichen Zu
ſtänden entgegengehen, die im Zeichen der Sozialiſierung
oder der Gemeinwirtſchaft ſtehen werden, ſo ſtarke Kräfte
ſich auch gegen eine ſolche Entwicklung heute noch ſträuben
mögen. dieſer Krieg nicht in einem allgemeinen
Chaos endigen wird, wenn er uns vielmehr in der Organi gehen
ſation unſerer Wirkſchaft auf eine höhere Stufe heben wird,
ſo verdanken wir das allerdings in der Hauptſache den „grund
ſegenden Aenderungen“, die die kapitaliſtiſche Geſellſchaft in
dem Menſchenalter vor dem Kriege erfahren hat, und die
Marx nicht mehr ſchildern konnte, weil er ſie nicht mehr erlebt
hat. Wir ſind Söhne einer anderen Zeit.

Aber freilich können wir unſere neue Zeit nur begreifen,
wenn wir ſie nach der Methode von Karl Marr ſtudieren,
wenn wir die Hilfsmittel gebrauchen, die er uns geſchaffen,
und die unſterblichen Erkenntniſſe verwerten, die ſein Geiſt
geboren. Wenn auch die heutige kapitaliſtiſche Geſellſchaft
nicht mehr die der liberalen Periode von Karl Marr iſt, in
der die Geſellſchaft jeden Eingriff des Staates in das freie
Spiel der Kräfte ablehnte, ſo iſt ſie doch immer noch die
kapitaliſtiſche Geſellſchaft, für die alle jene Bewegungsgeſetze
gelten, die Marx entdeckt hat, und die gelten werden, ſo lange
es eine kapitaliſtiſche Geſellſchaft gibt. Worauf es ankommt,
iſt nur, den Einfluß feſtzuſtellen, den die Aenderungen der
Geſellſchaftsverfaſſung auf die Geltung dieſer Geſetze aus
üben. Dazu gehört aber, daß man ſeinen Marr kennt, we-
niger ſeine Worte als ſeine Metbode. Nur wer ſie beherrſcht,
wer in ihr Weſen eingedrungen iſt, vermag ſich in dem ſchein-
bar unentwirrbaren Chaos unſerer Tage zurechtzufinden.

Deutſcher Reichstag.
155. Sitzung. Donnerstag, den 2. Mai, 1 Uhr.

Das Arbeitskammergeſetz.
Abg. Brandes (U. Soz.): Der Entwurf enttäuſcht bitter. Die Fehler

der Vorlage ſind größer als ihre Vorzüge. Wir lehnen ſie ab.
Abg. Ro ole) begrüßt die Vorlage. An der Forderung derh de die Koſten der Kammer vom Reich getragen werden,

zalten feſt. Bedauerlich iſt, daß die Landarbeiter unberückſichtigt
geblieben ſind

Giebel (Soz.): Die Vorlage muß abgeändert werden, nament
lich in Bezug auf das Einigungsweſen. Die Arbeiter und Angeſtellten

in das Geſetz hineingearbeitet werden. Ebenſo ge-
Angeſtelltenkammern verſprochen ſind; ſie müſſen jetzt

werden.
Abg. (Zentr.) trägt die Bedenken vor, die gegen eine Ein

ehung der Angeſtellten in die Arbeitskammern ſprechen. Der neue

nd e entwickeln können.
atl.

Abg. c verlangt größeren Schutz gegen Arbeiter
ungen.

Die geht an einen Ausſchuß von 28 Mitgliedern.
Es folgt zweite Beratung des
c Hanshalts des Reichswirſſchafisamls.

zz Abg. Dr. Meyer (Kaufbeuren) (Zentr.): Nach vier Jahren Krieg

ha unſeres Wirtſchaftslebens. r Auſehde ſoll das
mt dienen, e r begrüßen. Wir

Aufgabe in
allen Unterabteilungen des R chaftsamts n Fachaus

gebildet werden. Bei ihrer ſoll die Regierung auf die
des Rückſicht nehmen. Für jeden, der der freien
das Wort iſt das um ſo notwendiger, als in der Kriegs
den Jdeen Konzeſſionen gemacht werden

re u be Den e e De e lege ichen
nur ſo rdarf, als es unbedingt nötig iſt. (Sehr richtig! im

der geſamten

Abg. Dr. Südekum (Soz.):
e

wirtſchaftsamts entſprach einem dringenden s.

Bei dernediem ein n n Unrn ſpiohge r S und Pr den muß ſchwinden,
ge

den. den vier Kriegsjahren iſt die Welt aus den Fugenen en, nen geworden. e hiene Chaos nur undeutlich zeigenmriſſe einer neuen Geſtalt. Wir wiſſen wie lange er
noch dauern wird, und kennen ſeinen mer Aber ſicher hat er
nicht nur politiſche Verſchiebungen im Gefolge, ſondern er bedeutet
bereits in ſich ungeheure wirtſchaftliche Umwälzungen.

Was der Millienenverluſt an Menſchen
in ihrer Blütekraft bedeutet, kann ſich noch niemand klar machen. Und
doch iſt der Wert des Menſchenlebens uns noch nie ſo klar vor Augen
getreten, wie in dieſer Zeit. Unſere ung auf iſen we ja
nur gründen auf der Ueberzeugung, daß in unſeren Ma Faſt er
önlichkeitswert eingeſetzt wird, wie in den weit größeren Maſſen derrung Der Anſpruch auf die Opfer der Bürger iſt aber nur berechtigt.

wenn die Bürger wiſſen, daß ihr Staat es iſt, der ſie fordert. Dieſes
Wiſſen vom Staate kann nur entſtehen,

wenn alle Bürger gleichberechtigt ſind.

Wenn man das heute in Preußen auch nicht erkannt hat, ſo wird man es
lernen müſſen. Der Anſpruch auf ſtaatsbürgerliche Gleichheit iſt nicht
mehr abzuwenden, auch nicht durch die 50 Aufrechten, die heute glaubten,
das gleiche Wahirecht in Preußen niederſtimmen zu können. Dieſer
Anſpruch umſchließt auch den wirt ichen Wiederaufbau nach dem
Kriege. Jn dem Wirrwarr von ichen Wandlungen und Ver
heerungen, von Hoffnungen und Befürchtungen ſoll das Reichswirtſchafts
amt nicht im alten Zottelgang Akten nach ihrem Eingang regiſtrieren,
ſondern Wirres entwirren, Führerloſes führen. Das kann nur geſchehen,
wenn revolulionäre Entſchlußfeendigkeit mit kluger Einſicht paarl.
Das Zeitalter der freien Produktion iſt geſchloſſen und wir treten in das
Zeitalter der organiſierten Produktion ein. (Sehr richtigl) Die auf
uns fallenden Laſten werden wir nur durch unſre Arbeit aufbringen
können, und ſo erfordert die Zeit Organiſierung der Arbeit, um die
höchſtmögliche Produktion zu erreichen. Der Krieg wirkt wie eine un
geheure Kriſe. Und noch bei keiner hat es ſo viel wirtſchaftliche Sehen
gegeben, der Prozeß der Vernichtung der Kleinen durch die Großen
iſt noch nie ſo ſchnell vor ſich gegongen. Die Frage ſteht nicht: Gebun
dene Wirtſchaft oder freie Wirtſchaft, ſondern: gebundene Wirtſchaft unter
der unbeſchränkten Herrſchaft der Kapitalmagnaten, oder geleitet und ge
zähmt im Intereſſe der Allgemeinheit durch eine ſtarke ſtaatliche Macht.
(Sehr richtig bei den Soz.)
Deshalb brauchen wir für d Reichswiriſchafisamt ein klarumriſſenes

rogramm.
Ich weiß nicht, warum der Staatsſekretär es nicht bereits ausgeführt und
ſich in vielſggendes Schweigen gehüllt hat. (Zuruf bei den Soz.: Er
wird kein Programm haben!) Selbſt Dr. Meier wollte ja für die
Uebergangszeit ſtarke z des Staates. Auf die Uebergangszeit
kann man aber ſolche Regelung nur beſchränken, wenn man ſich die
Uebergangszeit auf Jahrzehnte erſtreckt denkt. Alſo für unſre ganze Zu
kunft. Auch die Anſchläge des Feindes gegen unſer Wirtſchaftsleben
nötigen uns zu ſolchen Maßnahmen. Früher hielt man den Krieg für
eine rein militäriſche Sache und auch heute iſt die wirtſchaftliche Be
deutung des Krieges nur wenigen klar geworden. Die wenig beachteten
Pläne der Pariſer Wirtſchaftskonferenz bedeuten eine weit ernſtlichere
wirtſchaftliche Bedrohung für uns, als die lächerlichen Drohungen des
Zehnverbandes auf Zerſtückelung Deutſchlands. Dieſe Bedrohung bleibt
ſolange eine Gefahr, als es nicht geling ſie durch Sieg oder Ver
ſtändigung aus der Welt zu ſchaffen. ir müſſen uns aber auch ſo
rüſten, wir ihr trotzen können, und das kann nur ſchen bei weit

der Di lichung Wirtſchaftslebens. azu kommt
weiter die veränderte Stellung der Arbeiterſchaft. Denn

dieſer Krieg iſt recht eigenlſlich ein Krieg der Arbeiterſchaft
ſie hat dieſe Zeit mit lebendiger Teilnahme durchlebt und aus ihr etwas
gelernt. Die Geſchichte wird uns und unſeren Auffaſſungen recht geben.
Sache des Reichswirtſchaftsamts muß es ſein, die Entwicklungsrichtung
zu beſtimmen. Dazu bedarf es klarer Einſicht und feſten Willens. Jn
der Schaffung einer Stätte ſogialer Forſchung hat das Amt aber nicht
die Jnitiative ergriffen, ſondern ſich von einer Stadt wie Köln über
flügeln laſſen. Eine ſolche Stätte iſt nötig. Wir müſſen ſehen, was iſt,
um zu ſehen was wir werden und um ſagen zu können, was wir
werden wollen. Die politiſchen und gewerkſchaftlichen Vertretungen
der Arbeiter werden jedenfalls ihre Pflicht tun und am Ausbau mit
arbeiten. (Lebhafter Beifall bei den Soz.)

Das Haus vertagt die weiteren Debatten auf Freitag 2 Uhr
(vorher Anfragen.)

Schluß 624 Uhr.

Von der Schlacht im Weſten.
Am 1. Mai ſteigerte ſich von Mittag an gegen die Front nörd

lich Dorf Kemmel bis weſtlich Dranoeter die feindliche Artillerie-
tätigkeit erheblich. Erkannte Truppenbewegungen und Anſamm-
lungen wurden unter wirkſamſtes deutſches Vernichtungsfeuer ge
nommen. Die deutſche Führung hat die Jniative und die
operative Armfreiheit. Jhr kann es gleichgültig ſein, ob
die eigene Linie einige hundert oder tauſend Meter weiter rück
wärts verläuft. Dagegen müſſen Engländer und Franzoſen bei
jedem deutſchen Vorſtoß fürchten, die in fieberhafter Arbeit neuge-
ſchaffenen Stellungen wieder zu verlieren. Jhre Operationsarmee,
die zum einheitlichen gewaltigen Gegenſtoß beſtimmt war, muß in
lokalen Kämpfen ſowohl in Flandern wie vor Amtens, an der Abvre
und an der Oiſe diviſions- und bataillonsweiſe verausgabt werden
und verbluken. Damit iſt ſchon jetzt die Feſſelung der
Hauptmaſſe der feindlichen Heere an einer von der
deutſchen Führung gewollten Front erreicht.

Nach der Zürcher Morgenzeitung ſucht Foch eine franzöſiſche Di
viſion um die andre nach Belgiſch-Flandern zu werfen, um die in eine
immer ſchlimmer werdende Lage geratene Ypern- Armee des Generals
Plumor nach Möglichkeit zu retten. Alle Kanalübergänge liegen unter
deutſchem Artilleriefeuer.

Bpern unter Feuer.
Den Bafler Nachrichten zufolge, ſteht das Gelände öſtlich und ſüd

weſtlich der Stadtruine von Ypern vnter ſtarkem wirkſamen deutſ
Feuer der Feldartillerie. Der Raum nördlich von Dpern wird aus der
Gegend weſtlich des Steenbaches unter Feuer genommen. Die engliſche
Beſatzung von Ypern befindet ſich in kritiſcher Lage.

Befeſtigungsarbeiten der Engländer.
Die Engländer bauen mit Beſchleunigung ihre rückwärtigen Stel

lungen zur Verteidigung aus. Deutſche Truppen ſtehen bereits hinter der
ausgebauten Dauerſtellung, die ſich vom Oſtrand des Kemmel in Richtu
nach Norden zieht. Eine ſtarke Befeſtigungslinie der Engländer m
Front gegen Süden zieht ſich etwa 15 Kilometer von der entfernt,
von Ha ausgehend um Dünkirchen herum. An dieſer bis jetzt
noch nicht vollkommen ausgebauten Stellung arbeiten die Engländer zur
Zeit mit ganzer Kraft.

Bor den ausgebrannten Trümmern der
Kathedrale von Voyon

halten die erſten fronzöſiſchen vom letztenNoyon. Run wo Schreck und ü m daß die
deutſchen Soldaten ſie nicht ihnen re
und mit ihnen plaudern, kommt e gute Laune wieder.
irrt chwatzen ſie darauf los. Leute aus Bo ſind darunter.

ie ein Deutſcher auf die Amerikaner in Bordeaux zu kommt,ſich wen wir

hier kämpfen, machen ſie ſich über unſre Frauen her. Habet ſpielen ſie

in be ith h el e en Renhat, verhaften ſie ihn.

Der Krieg zur See.
Berlig, 2. Mal. (Amlch.) Auf dem nördlichen Kriegsſchauplatz

wurden wiederum
gennzehniauſend Benito-Regiſter- Tonnen

e e wu engliſche
x Kn 175 Br. R. der Raauſchunerwilſon. e Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Amſterdam, 2. Mai. Aus London wird zee gemeldet: Die
Schaluppe Cowſhip wurde am 25. April durch einen Torpedoſchuß in
den Grund gebohrt. 5 Offiziere und ein Matroſe werden vermißt;
man vermutet, daß ſie durch die Exploſion getötet wurden.

2. Mai. Amtlich wird gemeldet: Das Torpedoboot Nr. 90
r am 25. April bei ſchwerem Wetter. Ein Offizier und 12 Mann

nd vermutlich ertrunken.

Die Zuſtände in der Akraine.
Kiew, 2. Mai. Die hier eingetroffene Bauerndeputa-

tion hat die bisherige Radaregierung geſtürzi, und
es iſt eine neue Regierung in Bildung begriffen. Die aus Anlaß
des Falles Dobry verhafteten ukrainiſchen Beamten find inzwiſchen

wieder freigelaſſen worden.
Jm Ausſchuß des Reichstags für Ernährungsfragen beſprach

Unterſtaatsſekretär von Braun die Verhältniſſe in der Ukraine.
Sie habe im Frieden etwa 6 Millionen Tonnen Getreide an die
Mittelmächte ausgeführt. Während des Krieges ſei ſie ſtark zur Be
friedigung der militäriſchen Bedürfniſſe Rußlands herangezogen
worden. Jm laufenden Erntejahr könne die Ukraine nach den über-
einſtimmenden Urteile von Kennern des Landes fraglos eine Million
Tonnen abgeben. Jn letzter Zeit ſeien täglich etwa 200 Waggons
ausgeführt worden. Nach den getroffenen Abmachungen liege die
Anſammlung des Getreides in den Händen einer ukrainiſchen
Kommiſſion.

Die Zuſtände im Lande ſeien bekanntlich noch unſicher, die
Verkehrsſchwierigkeiten groß. Infolgedeſſen ſeien ſowohl die deut
ſchen Kommiſſionare als auch die ukrainiſchen Händler unter mili
täriſchen Schutz geſtellt worden. Die Bezahlung an die Bauern
erfolge bei Ablieferung des Getreides auf den Bahnhofskomman
danturen. Leider liege die Kohlenerzeugung noch in den Händen
der Bolſchewiki; dieſe hätten viele Bergwerke zerſtört. Der monat-
liche Kohlenbedarf für die Eiſenbahnen belaufe ſich auf 115 000
Tonnen, er müſſe vorwiegend aus Deutſchland und Oefterreich ge
deckt werden. Trotzdem ſei Vorſorge getroffen worden, daß die
Transportſchwierigkeiten programmäßig überwunden werden
können.

Die Zahlungsverhältniſſe in der Ukraine ſeien in einer gerade
zu unglaublichen Verfaſſung, 40 Milliarden Papiergeld, hergeſtellt
von Berechtigten und Unkerechtigten, ſeien im Umlauf. Trotzdem ſei
keines zu haben, von Deutſchland würden Reichsſchatzſcheine im
Rubelkurs hergeſtellt, um die Geldnot zu beheben.

Der Einfluß der neueſten politiſchen Ereigniſſe in Kiew ſei
ſchwer zu beurterlen. Mit dem Sturzz der Rada, die nur ſehr
wenig Einfluß hatte, ſei längſt gerechnet worden, eine Verſchlechte
rung der Zuſtände ſei kaum zu erwarten, Das Land ſei nach Auf
teilung der Güter von den Bauern real in Beſitz genommen woo
den, ohne daß ſie einen Rechtstitel hätten. Die Regierung habe
eine geſetzliche Regelung verabſäumt. Infolgedeſſen habe die Früh-
jahrsbeſtellung empfindlich gelitten, und zwar bis zu 50 Prozenk.
Auch beſtehe in der Ukraine eine ſtarke Neigung, lieber an Gtoß-
Rußland zu liefern als an die Mittelmächte. Der Geldmarkt werde
demnächſt infolge der fortwährend geſteigerten Papiergeldproduk
tion zuſammenbrechen, jetzt ſchon ſtehe die Mark höher im An-
ſehen als der Rubel. Trotz aller Schwierigkeiten ſei die Durch-
führung der Verträge zu ermöglichen, allerdings nur dann, wenn
ein ſtarker militäriſcher Druck nachhelfe.

Die Einnahme Wiborgs.
Kopenhagen, 3. Mai. Ueber die Einnahme Wiborgs durch die

finniſchen Truppen wird gemeldet. Die Beſchießung dauerte 11 Stunden,
wodurch die Stadt erheblich geſchädigt wurde. Die Verluſte der Roten
Garde waren beträchtlich; ſie haite 2000 Tote. Der frühere ſozialiſtiſche
weſtlich der Stadtruine von Ypern unter wirkſamem deutſchen
ſingfors iſt die Stimmung faſt allgemein monarchiſch bei den Par
teien. Bisher wurden von den gefangenen 11 000 Mitgliedern der
Roten Garde nur vereinzelte hingerichtet und zwar erſt nach gericht
lichem Urteil.

Zuſammentritt des großen Entente
kriegsrats.

Genf, 2. Mai. In Paris iſt geſtern der große Kriegsrat der
Entente zu einer neuen Beſprechung zuſammengetreten, die heute, Don
nerstag, zum Abſchluß kommen ſoll. Vertreten ſind Frankreich, England,
Italien und die Vereinigten Staaten. Der italieniſche Miniſterpräſident
Orlando iſt, wie berichtet wird, zur Teilnahme an dieſem Kriegsrat am
Dienstag in Paris eingetroffen.

Deutſcher Proteſt gegen italieniſche
Rechtſprechung.

Berlin, 2. Mai. Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung mekdet:
Jn Genua ſind die deutſchen Reichsangehörigen er
Ampt und Heß, die bei der Genueſer Glektrizitätsgeſellſchaft leitende
Stellungen bekleidet haben, wegen Spionage in contumaciam gum
Tode verurteilt worden, ohne daß für ihre Schuld ein irgendwie
ſchlüſſiger Beweis hat erbracht werden können.

Die deutſche Regierung hat nunmehr durch der
ſchweigzeriſchen Regierung der italieniſchen Regierung ären
laſſen, daß ſie dieſe letztere für allen den Verurteilten aus dem
Urteil etwa erwachſenden Schaden verantwortlich mache und daß
ſie, ſofern eiwa auf Grund des Urteils Maßnahmen gegen das in
Jtalien befindliche Vermögen der Genannten ergriffen werden
ſollten, die geeignet ſind, deren Jntereſſen zu ſchädigen, unverzüg
lich zu den ſchärfſten Gegenmaßregeln greifen werde. Sie erwarte
ferner eine Aeußerung der italieniſchen Regierung darüber, was
dieſe zu tun gedenke, um die Folgen der offenbar widerrechtlichen
Verurteilung zu beſeitigen.

Gefangenenaustauſch mit Frankreich.
Berlin, 1. Mai. Am 286. April ſind in Bern die ſeit mehreren

Wochen zwiſchen den Vertretern der deutſchen und frangöſiſchen
Regierun r Gefangenenfragen geführten Ver zueinem befriedigenden ſchluß gelangt. Die getro n Verein
baru ſind mehr den beiden Regierungen zur Genehmigung
vor worden.

Daß wichtigſte Ergebnis wird die Entlaſſung einer großen An
deutſcher und fra cher r ener ſein; bei einervon raten e fewie kriegs

ne Offigiere in der Schweiz interniert, Unteroffiziere und
annſchafien unmittelbar in die Heimat entlaffen werden, und
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i für die Reihenſolge derar der Geſangenr
i uKlaſſen der mehr als o Fahre alten Kr La vie

mehr als 40 Jahre alten Familienväter mit mi s drei Kinder
konnte aus Gründen der Menſchlichkeit von einem Austauſch Kr
um Kopf abgeſehen werden. An deutſchen fangenen, die
18 Monate in franzöſiſcher Gefangenſchaft ſich den, kommen
zur Zeit etwa 2500 Offigiere und 120 000 Mann in etracht. Selbſt
verſtändlich wird der A ſo großer Zahlen von Kriegsge
fangenen viele Monate in Anſ nehmen, zumal bei ihrer Los-
löſung aus dem Wirtſchaftsleben beider Völker auf ihren recht
seitigen Erſatz Bedacht genommen werden muß.

Kriegsgefangene, die am 16. April 1918 in der Schweiz krank
heitshalber interniert waren, werden, ſofern ſie vor dem 1. November
1916 in Feindeshand geraten ſind, unverzüglich in die Heimat ent
laſſen. Die früheren Vereinbarungen über Entlaſſung und Jnter
nierung kranker und verwundeter Kriegsgefangener werden durch
das neue Abkommen nicht berührt.
Das zweite weſentliche Ergebnis der Berner Verhandlungen
ſind Beſtimmungen über die Entlaſſung derjenigen Zivilperſonen,
die zur Zeit in einem der berden Länder interniert ſind oder jemals
während des Krieges interniert waren. Solche Perſonen können
auf ihren Wunſch et Rückſicht auf Alter und Geſchlecht das Land,
in dem ſie zurück lten werden, verlaſſen und an ihren früheren
Wohnſitz zurückk Dies Ergebnis iſt um ſo erfreulicher, als
damit auch den noch in Frankreich befindlichen ElfaßLothringern
die Möglichkeit zur Heimbehr geboten wird. Außerdem enthalten die
Vereinbarungen auch noch eine Reihe wichtiger Beſtimmungen über
Einrichtung und Dienſtbetrieb in den Gefangenlagern, r die
Ernährung der Kriegsgefangenen, insbeſondere ihre Brotration,
über die Vollſtreckung gerichtlicher und diſziplinariſcher Strafen

über die Behandlung der Bevölkerung in den beſetzten Ge
ieten.
Nach Beſtätigung der Vereinbarungen durch die berden Re

gierungen werden nähere Einzelheiten bekanntgegeben werden.
Einen beſonderen Anteil an dem günſtigen Verlauf und Erfolg

der Berner Verhandlungen hat die ſchweizeriſche Regierung, unter
deren Leitung die Beratungen ſtattfanden. Die Schweiz hat ſich da
mit von neuem unvergängliche Verdienſte erworben, indem ſie das
Werk der Menſchlichkeit förderte, das Hundertauſende unglücklicher
e wies Krieges befreien und ihren Angehörigen wieder
geben wird.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Ernährungsfragen im Ausſchuß des Reichstages

Einige Transporte ſeien m
n

verſorgung weiſe
von 70 Gramm geben können, wenn niauf das doppelte wäre. Bei der 24
ger (Zentr.), da e nicht vorigen Jahresſchon

wurde. d (Nall. die Folgen der umfangt n Au en
Binder (Soz.)

rämien Gr eine unberechtigte
urm (U. Soz.) beſpricht den Schleichhandel, der unterdrückt werden

müſſe, aber man ſolle die Energie nicht gegenüber denjenigen entfalten,
die ſich vom aLnde einige notwendige Nahrungsmittel holen. Stubbe
(Soz.) J daß die Kürzung der Brotration nicht zu umgehen fei.
Wie die Brölkerung dies werde, ſei ſchwer zu ſagen. Redner
kritiſiert den Unfug, daß Offiziere große Mengen Lebensmittel aus den

zu verſorgen. Die Soldaten müſſen die Pakete der Offiziere, wenn ſie
in Urlaub gehen, mitſchleppen, end ſie ſelbſt nichts erlangen können.
Mit dieſem Unfug die Militärverwaltung endlich aufräumen.
Wenn in Hannover Eier und Butter an Schweine verfüttert werden, ſo
ſei das ein Beweis, daß die Kontrolle auf dem Lande ungenügend

Etappengebieten heimſchleppen e um zahlreiche Familien reichlich

Getränkeſtenern.

g e O der c uern eingeſetzte Ausſchuß trat in ſeiner Sitzung am nerstag in eine
Generaldiskuſſion des Bierſteuergeſetzentwurfs ein.
Dieſer Entwurf ſieht an Stelle der bisherigen Malzſteuer eine Be
ſteuerung des Feriigfabrikais vor, die für den Hektoliter Vier
gar 10 bis 12.50 M., je nach der Größe des Betriebes, ſchwankt,

i Einfach- und Starkbier Abweichungen dieſer Sätze um 50 Proz.
nach unten reſp. oben vorſieht. Der Berichterſtatter Siehr beſpricht
referierend den aus 72 Paragraphen beſtehenden Entwurf, zu dem
von Klein, Mittel- und Großbrauereien gemeinſame Vorſchläge
und von Kommiſſionsmitgliedern bereits Abänderungs- und Er-
gänzungsvorſchläge eingegangen ſind.

Von ſozialdemokratiſcher Seite wird die auf einen
Zeitraum von 10 Jahren vorgeſehene Kontingentierung der Pro
duktion für bedenklich bezeichnet, weil durch dieſe eine Hemmung
techniſcher Fortſchritte und kaufmänniſcher Fähigkeiten herbeigeführt
werden kann, der Enkwurf ſelbſt für un annehmbar bezeichnet.
Feſtlegung des Stammwürzegehalts für die diverſen Bierquali-
täten, Freilaſfung des Haustrunkes für Brauereiarbeiter, Ent
ſchädigung für durch das Jnkrafttreten des Geſetzes geſchädigte
Brauerei- und Gaſtwirtsange ſtellte, Verbotder Abgabenerhebung vomBier durch die Gemeinden und Jnkrafttreten des Geſetzes ſelbſt erſt

dann, wenn eine fünfzigprozentige Zuteilung von Gerſte nach dem
früheren Friedensverbrauch möglich iſt, ſind die wi n Forde
rungen, die erhoben werden müſſen. Die Redner erer Parteien
ohne Ausnahme treten für die Kontigentierung ein, erkennen aber
die ſpegiellen ſogialdemokratiſchen Anregungen als berechtigt an.

finanzielle Effekt wird unter den gegebenen Verhältniſſen
ein ſehr minimaler, die Schädigung des geſamten Braugewerbes
eine große ſein. Freilaſſung des Haustrunkes von der Steuer und
Verbot einer beſonderen Abgabenerhebung durch die Gemeinden
wird allſeitig als berechtigt, die Herausſchiebung des Termins des
Jnkrafttretens ebenſo von den Rednern anderer Parteien für ge-
S erachtet. Jn nächſter Sitzung Fortſetzung der General
i8 ſſion.

Die Portofreiheit der Fürſten aufgehoben.
Jm Hauptausſchuß des Reichstages wurde geſtern von

bem ein ſchu
bereits

abſetz des tos Ort rten 5 Pf. würdeen e ten 8 ine en nen Be c
r r t ie
Gramm n uTarif wurde dann derſie Zeitungspakete der Antrag, r

auf die doden erkelprei
i ü

endungen von r er ſoweitſendungen von Zeitungen än. ſoweit
ſie von ausgehen,Antrag mit den ſ Anträgendeckt, und in das folgenden einfügt:Die Poriofreiheit der Fürſten, ihrer Gemahlinnen und Witwen

wird n, ſoweit ſie wicht S Staatsderträge des
Bundes mit den Königre Bahern und Württem-

berg für den inneren Verkehr dieſer Bundesſtaaten gugeſichert iſt,
wird angenommen und dann auch der Reſt des Geſetzes.

Der Staatsſekretär teilt mit, daß die Schweiz für die von
ihr beförderten KriegsgefangenenPakete, ebenſo wie Schwe
den, pro Paket eine Entſchädigung von zehn Centimes ab

mar 1918 wünſcht. Der Ausſchuß iſt damit einver
tanden.
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Nachwehen vom politiſchen Streik in Kiel.

Nicht als tſtanden dieſer e vor dem Außerordentlichen Kriegsgericht in
Kiel zur Verhandlung. Die Angeklagten, darunter eine Frau, ſind
teils in der Fabrik von Bohn u. Kähler, teils in der Marine
Torpedowerkſtatt in Friedrichsort beſchäftigt. Allen wurde vorge
worfen, bei dem Streik im Januar Mitarbeiter zum Streik aufge-
fordert und dadurch verſuchten Landesverrat begangen zu haben.
Das Gericht verurteilte zwei Angeklagte zu je 6, einen zu 5, vier
zu je 4 Monaten und die angeklagte Frau zu 4 Wochen Feſtungs
haft. Zwei Angeklagte wurden freigeſprochen. Drei Angeklagte,
unter denen ſich auch der Genoſſe Dreher Schul z befand, waren
von einem Mitarbeiter namens Geub denunziert worden. Geub
war reklamiert und von der Firma Bohn u. Kähler der Militär
behörde wieder zur Verfügung geſtellt und eingezogen worden.
ſchob die Schuld dafür ſeinen Mitarbeitern zu und denunzierte ſie
aus Rache. Vor Gericht bekundeten aber die Jnhaber der Firma,
der Obermeiſter und ein Meiſter, daß Geub wegen ungenügender
Arbeitsleiſtung entlaſſen worden ſei. Für den Genoſſen Is,
der freigeſprochen wuxde, hatte der Vertreter der Anklage ein Jahr
und ſechs Monate Zuchthaus beantragt. t

Aus der Provinz.
Arbeiterinnen im Bergbau.

Auch im Bergbau hat ſich die Zahl der Arbeiterinnen während
der Kriegszeit ganz außerordentlich geſteigert. Das ergibt ſich aus
der amtlichen Nachweiſung der Löhne im preußiſchen Bergbau, in
welcher der Anteil der einzelnen Arbeiterklaſſen an der Geſamt-
belegſchaft in Verhältniszahlen angegeben wird. Wenn man dieſe
Verhältnisgahlen in abſolute Zahlen umrechnet, dann ergibt ſich,
daß in den 16 Hauptbergbaubezirken Preußens Arbeiterinnen be
ſchäf waren, im zweiten Vierteljahr 1914 nur 7205, im vierten
Vierteljahr 1917 dagegen 45 550. Das iſt eine Steigerung um
38 345 gleich 532,2 Prozent.

Nun werden aber nicht alle Arbeiter von der amtlichen Nach
weiſung der Löhne erfaßt. Jm letzten Friedensjahr 1913 wurden
z. B. von den 9826 im preußiſchen Bergbau beſchäftigten Arbeite
rinnen nur 6890 gleich 70,12 Prozent erfaßt. Wenn man das
gleiche Verhältnis im vierten Vierteljahr 1917 zugrunde legt, dann

Zahl von 45 550 auf 59 160.
Jn der Friedenszeit waren nur in 10 Hauptbergbaubezirken

Arbeiterinnen beſchäftigt. Von den 7205 Arbeiterinnen, welche im
zweiten Vierteljahr 1914 von der amtlichen Nachprüfung der Löhne

erfaßt wurden, fielen 5785 allein auf Oberſchleſien. Jn 6 Haupt
bergbaubezirken waren überhaupt keine Arbeiterinnen beſchäftigt.
Jm vierten Vierteljahr 1917 aber waren dort 22 412 Arbeiterinnen
beſchäftigt. Davon entfielen auf das Ruhrgebiet 16 952, auf das
Saargebiet 1007, auf das Aachener Revier 306, auf den nieder-
rheiniſchen Steinkohlenbergbau 602, auf den linksrheiniſchen Braun
kohlenbergbau 1027 und auf den Mansfelder Ergzbergbau 2518.

Dieſe Angaben zeigen ſchon, daß die Nachfrage nach weiblichen
Arbeitskräften in der Kriegszeit außerordentlich ſtark war. Trotz-
dem ſind die Löhne ſo niedrig geblieben, daß fie teilweiſe kaum
ausreichen dürften, auch nur den Lebensunterhalt zu beſtreiten.
So ſchwankte der Durchſchnittslohn der Arbeiterinnen in den
16 Hauptbergbaubeztrken Preußens im zweiten Vierkeljahr 1914
zwiſchen 1.30 und 3.96 M., im vierten Vierteljahr 1917 zwiſchen
2.76 und 5.06 M. pro Schicht. Der Durchſchnittslohn und die
VLohnſteigerung pro Kopf und Schicht ſchwankten in den 16 Haupt-
bergbaubezirken Preußens für

2. Viertel 4. Viertel Steigerung

1914 1917 nM. M. Prozenteigent. Bergarbeiter zwi 3.69 u. 6.19 6.31 u. 11.81 71,0 u. 90,8
ſonſtige Bergarbeiter zwiſchen 3.17 u. 4.99 5.19 u. 8.02 60,7 u. 68,7
erwachſ. Tagesarbeit. zwiſchen 3.05u. 4.41 5.27 u. 8.95 72,8 u. 89,3
jugendliche Arbeiter zwiſchen 1.24 u. 2.00 2.77 u. 4.35 117,5 u. 123,4e iterinnen zwiſchen 1.30 u. 3.96 2.76 u. 5.06 27,8 u. 112,3
alle Arbeiter zwiſchen 3.34 u. 5.49 5.60 u. 9.13 66,3 u. 70,4

Lohnhöhe und Lohnſteigerungen halten ſich danach in beſchei
denen Grenzen und bilden auch nicht annähernd einen Ausgleich zu
der Verteuerung der Lebenshaltung. Von einer angemeſſenen Ent-
lohnung kann nicht die Rede ſein. Zudem ſind die Lohnunterſchiede
ſo groß, daß ſie in der Verſchiedenheit der Leiſtungen und Ver-
hältniſſe nicht genügend begründet erſcheinen.

Bei Würdigung der Lohnhöhe und Lohnſteigerungen iſt auch
zu beachten, daß die Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter unter
16 Jahren vor dem Kriege beſonders niedrig entlohnt wurden. Zu
dem hat man ſie während des Krieges vielfach mit Arbeiten die
jugendlichen Arbeiter auch unterirdiſch beſchäftigt, die vorzer
von höher begzahlten Arbeitern verrichtet wurden. Es ſchwebten ſo
gar eine Zeitlang „Erwägungen“, die Arbeiterinnen ebenfalls
unterirdiſch zu beſchäftigen. Auf den entſchiedenen Einſpruch der
Bergarbeiterverbände hat man aber davon abgeſehen. Ss iſt frag-
lich, ob die Löhne der Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter
auch nur entſprechend ihren höheren Leiſtungen geftiegen ſind. All
gemein iſt das ſicherlich nicht geſchehen.

Der Bergbau gehört zur Rüſtungsinduſtrie und war während
der ganzen Kriegszeit bis an die Grenze ſeiner Leiſtungsfähigkeit
beſchäftigt. Ueber die fabelhaft hohen Löyne der Rüſtungsarbeiter
und Arbeiterinnen werden die unglaublichſten Geſchichten erzählt.
Selbſt die jugendlichen Arbeiter ſchwelgen danach bei Wein und
Sekt und zünden ſich die Zigaretten mit Fünfmarkſcheinen an, wie
der Eſſener Pfarrer Wahl in ſeiner Rheiniſchen Korreſpondenz be
richtete. Nach der Rheiniſch-Weſtfäliſchen Zeitung vom 30. Dezem
ber 1917 kaufte „eine einfach gekleidete Arbeiterfrau ihrer Schwer-
arbeiterintochter einen koſtbaren Halsſchmuck don 1200 M. und ver
ließ „met ehrem ſtaats gemachte Pang“ den Laden, während ihnen

lichen Geſchichten zu halten iſt, geigen die vorſtehenden amtlichen

ehn Landesverratsprozeſſeſmu

waren 13 610 Arbeiterinnen nicht erfaßt und damit erhöht ſich ihre

die Verkäuferin verblüfft nachſchaute“. Was von ſolchen und ähn

Auch Behörden 7 Anſtalten ſind der Verfügung des Reichs

rechend unterworfen.der Tim an e elienteri.iſt diede e die vorzug BerückMarken W ohlenkarten, um c ſämt
der erſtenn n der Stadt für de i en r

ohlen zu ſichern. e 2Krankenenſtelten um der A e Ge
werbebetriebe für r smittel und dung bevorugt wgrden, Ausnahmen, reiner beſonderen Begründung bedürfen.

m übrigen iſt mit Rückſicht auf die Möglichkeit, von den umliegenden
Gruben unmittelbar Kohlen zu erhalten, für unſere Stadt die bezugs-
fähige Kohlenmenge überaus niedrig bemeſſen worden. Sie beträgt
nicht einmal die re des auf Grund der Brennſtoffermittelung vom
1. a. v es angemeldeten Bedarfs, und es iſt völlig
ausgeſchloſſen, damit allein auszukommen. Unter ſol Umſtänden

die Gelegenheit des anderweitigen, unmittelbaren Kohlenbezugs in
vollem Umfange ausgenutzt werden, was jedoch bei den mangelhaften
Beförderungsmitteln nur dann möglich iſt, wenn frühzeitig mit dem
Anfahren begonnen wird. Jn keinem Falle iſt aber mi Kohlenwor
räten zu rechnen, wie ſie noch im vergangenen Sommer angeſammelt
wurden.

Zeitz. Fahrplanänderung. Vom 1. Mai an werden die
Se 335 W Zeitz Weißenfels und 340 W Weißenfels

alfeld werktags bis und von Halle durchgeführt. Der Zug 335 W
verkehrt dann nach folgendem Fahrplan: ab Zeitz 1.34 nachm., in
Weißenfels 2.34, ab Weißenfels 2.40, in Halle 3.35 Uhr. Der
Gegenzug 340 W verkehrt wie folgt: ab Halle 1.03 nachm., an
Weißenfels 1.51, ab Weißenfels 1.53, an Zeitz 2.50 und fährt dann

Er weiter wie bisher nach Gera--Saalfeld. Der letztere Zug ver
mittelt eine gute neue Verbindung von Berlin, und zwar ab Berlin
10.07 (D-Zug), in Halle 12.47.

600 Mark Belohnung. Auf der Grube „Gottlob“
wurde nachts ein Treibriemen in Größe von 5,80 Meter Länge
1,20 Meter Breite, 4 bis 6 Millimeter Stärke geſtohlen. Die
Grubenverwaltung Zeitz der A. Riebeckſchen Montanwerke A.G.
ſetzt für die Ergreifung des Täters eine Belohnung von 600 M. aus.

Vermiſchtes.
Das Keffte Borloch der Erde befindet ſich im oberſch Kohlenrevier bei der Ortſchaft Czuchow in einer Tiefe von e

Selbſt die Amerikaner, die doch ſonſt in allem den Rekkord ſchlagen
wollen, hatten es vor dem Kriege nicht weiter gebracht. Sie hatten aber
in Penfolvanien eine Bohrung in r die eigentlich noch
200 Meter tiefer gehen ſſollte, aber Meter eingeſtellt werden
mußte. Dieſe Tatſache wäre gegenwärtig von g Belang, wenn
nicht r einige Merkwürdigkeiten mit dieſem Unternehmen verknüpft
wären, die in einem Aufſatz der Grazer Montanzeitung beleuchtet werden.
Die amerikaniſche Bohrung iſt nicht auf Kohle oder Erze, ſondern aufErdöl angeſetzt, und als ſolche in ihrer Tiefe engigarig, Ferner iſt
ſie ganz anders bewerkſtelligt worden als die gleichen Leiſtungen in
Deutſchland. Nämlich nicht mit einem feſten Bohrgeſtänge und daran be
feſtigten Diamanten, ſondern durch ein Seil, an dem ein ſchwerer Meiſel
in das Erdinnere fallen gelaſſen wurde. In ähnlicher Weiſe wird in
China ſchon ſeit undenklichen Zeiten auf Salz und Petroleum gebohrt,
Mit dem Erdöl ſind meiſt auch Anſammlungen von Gaſen verbunden,
die auch in dieſem Fall zu ſonderbaren und nicht ungefährlichen Aus
brüchen führten und mehrmals das ganze Seil neben dem ſchweren Meiſel
herausſchleuderten. Schließlich wurde durch dieſe Schwierigkeiten der
Arbeit vorzeitig ein Ende geſetzt. Die ſogenannte geothermiſche Tiufe, d. h. die Zunahme der Temperatur um ein Sret nach dem

nnern hin, wurde zu etwa 29 Metern beſtimmt. Da diefer Wert in ver
re Erdgebieten nach der n Verhältniſſenarken kungen unterworfen iſt, neuen Ermittlung

meſſen. Beachtenswert iſt die auch in dieſem
Fall beſtätigte die Temperatur des Erdinnern in Schichten
mit Kohle oder Erdöl im Verhältnis zunimmt.

Letzte Vachrichten.
Berlin, 3. Mai. Der Temps meldet aus London, daß die

engliſchen Häfen ſeit Dienstag früh geſperrt ſind. Es
gehen Gerüchte in London und Paris um von bevorſtehenden wich
tigen Ereigniſſen zur See.

Paris, 2. Mai. (Havas.) Bei einem Zuſammenſtoß eines
Handelsſchiffes mit dem Unterſeeboot Prairial iſt das Unter
ſeeboot geſunken. Ein Teil der Beſatzung iſt gerettet.

Amſterdam, 2. Mai. Wie ein hieſiges Blatt aus London er
fährt, teilte der Vorſitzende des Bundes der Matrofen und Heizer,
Haveloc Wilſon, mit, daß durch den UBoot Krieg ſeit Auguſt 1914
ungefähr 15 000 engliſche Seeleute umgekommen ſeien.

Amſterdam, 2. Mai. Handelsblad berichtet: Verſchiedene mili
täriſche Maßnahmen, die im Zuſammenhang mit der unſicheren poli
tiſchen Lage in Holland getroffen worden waren, ſind aufgehoben
worden. Die TelegraphenBureaus in Garniſonorten brauchen nicht
mehr für den militäriſchen Gebrauch geöffnet ſein. Die Bewachung
der TelegraphenAemter auf den Bahnhöfen wurde aufgehoben.

Haag, 2. Mai. Wie das KorreſpondenzBureau aus zuver
läſſiger Quelle erfährt, wird die Hollandia wahrſcheinlich in
etwa zehn Tagen aus Buenos Aires mit etwa 4500 Tonnen
Mehl abfahren.

Bukareft, 2. Mai. Der bulgariſche Finanzminiſter Tontſchew iſt
im Laufe des geſtrigen Tages, der türkiſche Miniſter des Aeußern
Achmed Neſſinhy Bei heute abend in Bukareſt eingetroffen. Jn Be
gleitung des letzteren befand ſich der kaiſerliche Votſchaftsrat in
Konſtantinopel Graf Waldburg, der ebenſo wie der kaiſerliche Ge
ſandte in Sofia Graf Oberndorff zur mündlichen Berichterſtattung
hierher berufen worden iſt.

Bern, 2. Mai. Jn der heute beginnenden Verhandkung des
großen franzöſiſchen Spionageprozeſſes Mongoot, Koetſchet und
Brüſtlein wurde nach Verleſung der Anklageakten im Jntereſſe der
Neutralität und der Sicherheit des Landes die Oeffentlichkeit aus
geſchloſſen. Das Urteil wird öffentlich verleſen werden.

W. St. im F 2 M re 165 50 Pf. L 1
St. im Felde J. 5 3 e 1878 M. 1872 3 M. 1873 5 M. 1874 a t 1875 3.15 r

2 M. 1878 1.50 M. 1879 1 M. 18680 30 Pf. 1881 6
16883 20 M. 1884 1 M. 1891 102.50 M. 1892 6.10 M. 1893
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meeStädtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Lohnangaben, Theodor Wagner. Gier. abend 8-—1 Nr. 38501--43000 dere W ehe Jede Perſon ein

Die zukünftige Kohlenverforgung, deren Stück für 33 Pfennig.
der nenen den Reichs M Sonnabend, vormittag 8—1 Uhr: Nr. 38501 vigeworden iſt, hat der trat im weſentlichen 43000 der Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule. Jede

r. r 7 t d Perſon Paket zum Preiſe von 45 Pfennig.
Kohlenkarten und darüber goen nur gegen Kohlenzuſatzſcheine ge



Bekanntmachung.
Mit Rückſicht auf die Regelung des Verkehrs mit landwir 5

Srundſtücken durch die Bundesratsbekanntmachung vom 15. März 1
und die dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen der Landeszentral
behörden werden die Bekanntmachungen vom 16. Juni 1917 und vom
29. September 1917 des ſtellvertretenden Generalkommandos IV. Ar

meekorps aufgehoben. [1151Magdeburg, den 24, April 1918.
Der ſtellvertretende omman errnee General des IV. Acmeekorps:

Sontag,Gevetalleutkant.

Bekanntmachung.
Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung, des Z 9 b des Ge

ſetzes über den Belagerungszuſtand und des Geſetzes vom 11. Dezember
1915 betreffend die Abänderung dieſes Geſetzes beſtimme ich im Intereſſe
der „öffentlichen“ Sicherheit:

Zur Behinderung der mißbräuchlichen Benutzung der Eiſenbahn
wagen iſt es verboten, daß der Verſender die ihm für beſtimmte Sen-
dungen von der Eiſenbahn- Verwaltung überwieſenen überwieſenen
Eiſenbahnwagen ohne Genehmigung der Eiſenbahn- Verwaltung für
andere Sendungen verwendet oder für ihn beladen eingegangene
Wagen ohne Zuſtimmung der Eiſenbahn- Verwaltung wieder
beladet. Zuwiderhandlungen, die Anreizung und Aufforderung dazu
werden, ſofern die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe
beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahr beſtraft. Liegen mil-
dernde Umſtände vor, ſo kann auf Haft oder Geldſtrafe bis zu
1500 M. erkannt werden.

Die Bekanntmachung tritt am 1. Mai 1918 in Kraft.

Mogdeburg, 24. April 1918. [1150]
Der ſtellvertretende Kommandierende General:

Sontag,
Generalleutnant.

m

Jm Hinblick auf die zahlreichen Wünſche von Angehörigen der
Gefallenen werden Rückführungen von Leichen vom weſtlichen
Kriegsſchauplatz ſoweit es die Betriebslage und die Kampfver
hältniſſe zulaſſen widerruflich bis 31. Mai 1918 geſtattet. Jm
allgemeinen werden Rückführungen aus den vorderen Kampfge-
bieten leider nicht möglich ſein. Für den Oſten und Oeſterreich

1. Juni 1918 tritt dann die Sperre für den weſtlichen Kriegsſchau
platz wieder in Kraft.

Magdeburg, den 1. Mai 1918.
Stellvertretendes Generalkommando IV. A.K.

Für den Chef des Stabes.

gufmann,
Major d. Reſ.

Durch Bekanntmachung vom 1. Mai 1918 Nr. M. 1400/4. 18.
KRA. habe ich eine Beſchlagnahme und Beſtandserhebung von Ge
häuſen und Gehäuſeteilen von Kontroll-, Regiſtrier- und Schreibkaſſen
de rlägt Die Bekanntmachung iſt in den amtlichen Zeitungen und in
ortsüblicher Weiſe veröffentlicht worden. [1149

Magdeburg, den 1. Mai 1918.
Der ſtellvertrefende Kommandierende General des IV. Armeekorps:

Sontag,
Generalleutnant.

Bekanntmachung.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kunden

liſten eingereicht haben, werden aufgefordert, Freilag, den 3., Sonn
abend, den 4. und Monkag, den 6. Mai 1918, bei den von ihnen ge
wählten Großfirmen, die in nächſter Woche zum Verkauf gelangende
Marmelade abzuholen.

Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 2. Mai 1918. Der Magiſtrat.
Jn den amtlichen Zeitungen und in ortsüblicher Weiſe iſt eine

erſte Nachtragsbekanntmachung Nr. M. 971/3. 18 K. R. A. vom
30. April 1918 zu der Bekanntmachung Nr. M. 1/9. 16 K. R. A. vom
1. September 1916, betreffend Beſchhagnahme und Beſtandsmeldung
von Pkatin, veröffentlicht worden.

Bekanntmachung.

burger Straße 28 bei Pritſchow, Geiſtſtr. 20 bei Berger, Goetheſtr. 9

Ungarn verbleibt es bei der Bekanntmachung vom 10. 4. 1918. Am
Der m ak.

Bekanntmachung.
Nach der Poligeiverordnung vom 30. Auguſt 19183 ſind die

Gewerbetreibenden verpflichtet, bis zum 15. Mai jedes Jahres
zwei Verzeichniſſe der von ihnen beſchäftigten Hausarbeiter nach
dem Stande vom 165. April der Polizeiverwaltung einzureichen, die
mindeſtens enthalten müſſen:

1. den Vor und Zunamen der Hausarbeiter,
2. den Familienſtand (z. B. verheiratet, ledig, verwitwet),
3. die Angabe der Wohnung und
4. die Art der übertragenen Arbeit.
Halle, den 30. April 1918, Die Polizeiverwaltung.

Bekanntmachung
e Nachtrag zur Verordnung vom 12. April 1918 über dieKoh verteilung ſie die Zeit vom 1. Mal 1918 bis 30. April 1919.

Mit Genehmigung des Herrn Regierungsrpäſidenten wird die
Verordnung vom 12. v. M. wie folgt ergänzt bzw. berichtigt:

S 2 erhält folgenden Zuſatz:
„3. Die endgültige Entſcheidung darüber, ob ein Gewerbebetrieb

unter die Hausbrandverſorgung fällt oder als meldepflichtiger Groß
betrieb r mehr als 10 Tonnen 200 Zentner Brennſtoff
verbrauch) anzuſehen iſt, ſteht der zuſtändigen Kriegsamtſtelle oder
dem Herrn Reichskommiſſar für die Kohlenverteilung zu.“

s 5 Abſatz 1 lautetebisher:
„Wer von auswärts Brennſtoffe nach Halle einführen will, hat

vor Ausführung der Beſtellung die Genehmigung der Ortskohlenſtelle
einzuholen. Dies gilt insbeſondere auch von Bezugsvereinigungen,
welche gemeinſam von den Erzeugern oder dem auswärtigen Groß-
handel unmittelbar unter Ausſchaltung des Zwiſchenhandels Brenn-
ſtoſſe beziehen wollen.“

z fer Abſah, der wegfällt, wird durch folgenden
erſetzt

„Wer Brennſtoffe von auswärts einführen will, kann dies nur
auf Grund eines von dem Herrn Reichskommiſſar für die Kohlen

verteilung und der Ortskohlenſtelle ausgeſtellten Bezugsſcheines tun.
Halle, den 1. Mai 1918.

Magdeburg, den 30. April 1918.
Der ſtellv. Kommandierende Genneral des IV. Armeekorps:

Soniag,
Generalleutnant. [1146

Bekanntmachung.
Freibank- Verkauf.

Zum Freibank- Verkauf am 4. Mai 1918 werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 7 Uhr Nr. 801-- 900, um 10 Uhr Rr. 1101--1200,

8 901--1009, 11 1201--1300.1001 1100
Halle, den 2. Mai 1918. Der Magiſtrat.

95

jst bis zum 20. Mat 1918 jeden Tag von 10 bis 1
und von 4 bis 7 Uhr geöffnet. 20 Pf.
Montags 1 M. Führung um 11 und 4 Uhr, daran
schließt sich am I., 6., 13. und 16. Mai die Be-
sichtigung der Betheke-Lehmann- Stiftung

Halle, am 29. April 1918.
Der Magistrat. J

ſag ordentliche Leute
als Bierfahrer geſucht.

fFreybergs Brauerei, Halle a. S.

Beginn der
her Aonrerte

Mittwoch, 1. Mal 10918.
Es finden statt:

Die Frühkonzerte: aBekanntmachung uh en dh Er bprinzen
onntags früh von Wäre ich geblieben doch auf meiner HeidenDig Handerausstellung lns Altinhinn öhr Drama in 4 Alten

Die Kurkonzerte:
Dienstags, Freitags und
Sonntags von 31 bis I
61 Uhr nachmitt. vom

Stadttheater -Orchester, eLeine Musikdirektor Lu L'Arrongea Bonn in dem Lustspiel (2 Akte)

Fintrittspreise: 4Frühkonzerte: Erwachsene „Ehefr euden
W 25 Pk., Kinder 20 Pf.Zum Nachmiitagskonrert:

Erwachsene 35 Pf., Kin-
der 20 Pf. (einsehlietl.

städt. Kartensteuer.)
Dauerkarten ſtter

haben Gültigkeitl

V Alte Promenadeſſa
Fernruf 5738.

III

„Die Liebe des

mit Eva Speier
Vorführung: 5.10 7.20 9.30

„Albert und der falsche Max“
I Film-Burleske von Albert Paulig.

Flieger zur See
1141] Militäramtlicher Film.

er Liebing der Haſenser S Die eAchtung Haustrauen! J Henny Porten pjjphgtg

4 in dem Drama m vanr Geld liegt in allen Winkeln. o Zahle für S Kcriminal-D in 3 Aeen,(00 kio Strumpiwole er 160 M. e „DasGeschlecht derer a e ihr n
h on ingualr. Charles Wilken. un

100 Knochen wZahle für Akten, Bücher, Zeitungen und Altpapier
mr höehste Preise.

Afle Sorten Felle und Roßhaare höchste Tagespreise.
Hole auf Wunsch auch selber ab.

Paul Günther rr Alles wird streng reell gewogenFel. 6176.

h Nur noch heute:

„Baektischzeit-

MEIIIIIESIE

Ab Freitag, den 3. Mai 1918:

Ktäll-Ihealer
Leipziger Straße 88 Sonnabend, 4. Mai 1018

Fernruf 1224, Anfang 7,30 Uhr. Ende 10,15 Uhr
Wwrnenmnmnnmnnnnnnnnnt König für einen Tag

Komiſche Oper von Adam.
Sonntag nachmittag:
Alt i vereaäbends:Die naeie in i toner Das Dreimsberlhaus.

mit Poldi MüllerVorführung: 5.00 7.10 9.40 In ſret en gtunden

Lu L'Arronge
in dem Lustspiel (3 Akte Preis 15 Pf.

Buchhölg. bolkeſtimme,

Halle, Gr. Ulrichſtr. 27,

nis Schneidermelster
empfiehlt ſich für alle vor
kommenden Arbeiten, wie
auch Wenden, Aendern von
Herren u. Damengarderobe.

O. heim ar vohn,

Humoreske in 1 Akt.

„Bilcler aus der großen
Schlacht im Westen“
Militäramtlicher Film.

teg 19.

in beiden Theatern: Dſe neuesten Kriegsberſchie]

x

Tel, 6176.

Dauernd Parteikrieg
oder Wiedervereinigung.

Zu beziehen durch die
Buhandlung Volcssnme, Halle, Br. Ariehstr. 27.

Alte, abgeſpielte auch
1046] zerbrochene

Sonnta et von bis930 üte und un
von 11,30 bis 1,30 Uhr.

Unere Leipziger Str. 9

Krawatten
555. F. C. Siebert r

enüber
er Kirche.

Faſt neue echte [o28

Möbel aller Art

e S r. Tungen, Nußb.-Schränke,
Vertikos, Sofas, Matratzen
(große Auswahl) empfiehlt

ſ. Sachs See

Erwägungen und Anregungen zur Kriſe P eben
in der deutſchen Sozialdemokratie. Gusta v i

Von R. Dreſcher. Uhrenm Preis 20 Pfennig untere Leipziger Str. Gesellschaft

die Internationalität und der Krieg
von Karl Kautsky Preis 20 Pf.

Schuhee e u a s n a werden mit Lederfſtücken
und Lederriemen beſohlt

und repariert. [1100Hoffmann Schütenſtt. 20.

EſſaßPothringen und die doylaldemokratie
von Hermann Wendel Preis 40 Pf.

e Zu haben in der
Buchhandlung Volksſtimme, Halle kauft

Er. Ulrichſtraße 27.

L. L L. L.L L.

Lumpen, Knochen,
Eisen, Metalle, Papier

Halle a. S., den 29. April

Am Sonntag, dem 28. April, verschied nach längerem
schweren Leiden der langjährige Abteilungsvorsteher unserer

Herr Otto Weise
Wir verlieren in ihm einen pflichttreuen und gewissenhaften
Beamten, dessen Andenken wir stets in Ehren halten werden.

Die Direktion der „IDUNA--
Lebens-, Pensions- u. Leibrenten-Vers. Ges. a. G.

1918.

[1146

ere eilftr 32 bei Wehrmann RichardWagnerStr. 2 bei
24 bei Gr. 15 bei Köhler, Steinbei Woide, Tier Sr. 77 bei ter uietſe 24 bei

ütte, den 2. Mai 1918.
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 100.

Halle und Saalkreis.
Halle, 3. Mai 1918

Kriegsbeſchädigten-Verſammlung.
Am Sonntag fand in St. Nikolaus eine öffentliche Verſammlung
der Ortsgruppe Halle des Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten und ehe
maligen Kriegsteilnehmer ſtatt, in der der Rechnungsführer R. Vietz
n über Zweck und Ziele des Bundes referierte.

In klarverſtändlichen und überzeugenden W en trug der
Refetent das Programm des Bundes vor. Der Bund fordert
eine ſofortige Reform des r r die ſich vorallen Dingen durch Schaffung einheitlicher Grundſätze für die Abfindung
aller Beſchädigungen, erſtrecken ſoll; er fordert Rechtsanſpruch auf alle
Renten und Zulagen, Einſetzung von Spruchkammern, in denen Kriegs-
beſchädigte mitzuwirken haben; ferner ſoziale Ausgeſtaltung der medizi
ni Fürſorge durch Gewährung von Bädern und Heilſürſorge, Ab-

nung des Operationszwangs, Ausſtattung der Beſchädigten mit
nſtlichen Gliedern, orthopädiſchen Schuhen, optiſchen Hilfsmilteln und

ſonſtigen Hilfsmitteln nach dem fortgeſchrittenſten Stande der Technik
unter Vermeidung bureaukratiſcher Umſtändlichkeit bei der Bewilligung.
Auf dem Gebiete der Sozial Verſicherung fordert der Bund weitherzige
Beurteilung des Jnvaliditätsbegriffs im Sinne der R. V. O., als
baldige Regelung aller Grenzfragen zwiſchen den Pflichten der Militär
verwoltung und der Sozialverſicherung, Schutzmaßnahmen gegen die
Beſchäſtigung von Beſchädigten in ſolchen Arbeitsarten, die ihnen infolge
ihrer Beſchädigung beſonders nachteilig werden. Auf dem Gebiete der
wirtſchaftlichen Fürſorge fordert der Bund eine reichgeſetzliche Regelung
der Kriegsbeſchädigtenfürſorge unter Heranziehung und Mitwirkung in
den Fürſorgeorganiſationen mit Sitz und Smme, ferner größte Gründ-
lichkeit bei Berufsumſchulungen, und mög“ Zuführung in den frühe
ren Beruf, Verbot der Anrechnung der Aente auf Lohn oder Gehalt.
Auch die Wohnungsfrage läßt der Bund nicht unbeachtet; er fordert ge-
ſetzliche Bekämpfung des Terrain- und Häuſerſpekulantentums, Förde-
rung des kommunalen und gemeinnützigen Wohnungsbaues durch Be-
reitſtellung von Reichs und Staatsmitteln Gemeinden, Baugenoſ-
ſenſchaften und Siedlungsgeſellſchaften unter Ablehnung von Siedlungen,
die in den Dienſt einſeitiger politiſcher oder nationaler Zwecke geſtellt
werden und Wahrung der Freizügigkeit bei Anſiedlungen durch ent-
ſprechende Geſtaltung des Bodenrechts. Erwähnenswert ſind weiter die
Forderungen des Schutzes der Beſchädigten und Kriegsteilnehmer vor
Bewucherungen durch Abzahlungsgeſchäfte und Möbelfpekulanten, vor
Anpreiſung von Hilfsmitteln zweifelhafter Art in Jnſeroten. Zur Wie-
dererrichtung vernichteter Exiſtenzen fordert der Bund ſtaatliche Bei
hilfen. Für die während und nach dem Kriege zur Kriegsfürſorge ange-
ammelten Fonds wird eine ſtaatliche Aufſicht und Kontrolle unter Mit
eteiligung der Kriegsteilnehmerorganiſationen bei der Verwaltung die

ſer Fonds verlangt, für die zur Entlaſſung kommenden Heeresange
hörigen wird die ſchleunige Verabſchiedung eines Geſetzes über die Aus-
ſtattung der Heeresangehörgien mit Zivilkleidern gefordert.

Der Referent unterſtrich beſonders, daß zur Durchführung dieſes
Programms eine ſtraffe Organiſation der Kriegsbeſchädigten und teil
nehmer notwendig ſei, die dann mit Hilfe der Gewerkſchaften und Ange
ſtelltenverbände unter Wahrung ſtrengſter parteipolitiſcher Neutralität
alle geſetzlich erlaubten Mittel zur Anerkennung ihrer Forderungen durch
Reichs und Staatsbehörden und Parlamente anwenden werde. Mit
einem warmen Appell an die Verſammlung ſchloß der Referent unter
ſtürmiſchem Beifall ſein gut durchdachtes Referat.

Jn der Dis kuſſion
phil Rohlfs das Wort. Er verteidigte ſich und ſeine Kommilitonen
gegen die Angriffe der Volksſtimme in einer Zeitungsnotiz, in der dieſe
verdächtigt worden ſeien, eine Kriegsbeſchädigtenverſammlung zu ſtören
oder die Gründung einer ſolchen Organiſation zu verhindern. Er trat
ferner für die Ziele der Vaterlandspartei und für einen ſtarken Frieden
mit möglichſt hoher Kriegsentſchädigung ein. Die verlangten Reformen
auf dieſen und jenem Gebiete wollte er bis nach Beendigung des Krieges
aufgeſchoben wiſſen. Der Widerſpruch der Verſammlung während ſei-
ner Ausführungen zeigte, daß er hier mit ſeinen Anſichten allein ſtand.
Einige Kriegsbeſchädigte gaben ihm deutlich zu verſtehen, daß ſie mit
ſeinen Anſichten nichts gemein hätten.

Der Referent betonte in ſeinem Schluß wort, daß er nun-
mehr gezwungen ſei, über den Frieden zu ſprechen, denn er könne nicht
zulaſſen, daß dieſe Verſammlung dazu benutzt werde, für die Ziele der
Vaterlandspartei und für einen „ſtarken Frieden“ mit Kriegsentſchädi-
gung unwiderſprochen Reklame zu machen. Er verwies auf die etdiſchen
Jiele des Bundes, wonach dieſer für einen Frieden eintritt, der keinen
Stachel bei den kriegführenden Völkern zurückläßt und fernere Kriege
wie der gegenwärtige vermieden werden, um unſere Kinder und Kindes-
kinder vor ſolcher Not und ſolchem Elend wie dem gegenwärtigen zu
bewahren. Ein Aufſchieben aller Reformen bis nach Beendigung des
Krieges und dieſe von einer ſtarken Kriegsentſchädigung abhängig zu
machen, ſei ein derartig unbilliges Verlangen, daß es die ſchärfſte Be

ergriff ein kriegsbeſchädigter Student cand.

Halle, Freitag den 3. Mai 1918. 2. Jahrgang
kämpfung herausfordere. Dieſes Mittel hätte man viel mehr den Kriegsgewiehlern entgegenhalten ſollen, n daß dieſe bei Kriegsausbruch

durch Geſetz gezwungen würden, alle Produkte zum Selbſtkoſtenpreiſe
an Staat und Einwohner abzugeben. Wiederholter ſtürmiſcher Beifall
und eine Anzahl Beitrittserklärungen zum Reichsbund der Kriegsbe-
ſchädigten und ehemaligen Kriegsteilnehmer gaben der Verſammlung
einen würdigen Schluß.

Wir werden noch gebeten, darauf hinzuweiſen, daß jeden Mittwoch
von 5 bis 8 Uhr bei Kamerad Bartels, Südſtraße 8, in allen
Kriegsbeſchädigtenfragen Rechtsberatung ſtattfindet. Daſelbſt werden
auch weitere Beitrittserklärungen entgegengenommen. Die nächſte

ledetverlazmmans findet Sonnabend, 4. Mai, in St. Nikolaus
tatt.

Genoſſe Karl Kleemann, Tiſchler, iſt am 24. April verſtorben
und am 26. beerdigt worden. Jnfolge des Verbots unſeres Blattes
und eines dadurch entſtandenen Verſehens können wir unſeren
Freunden erſt nachträglich von dem Verſcheiden des Genoſſen Klee-
manns Kenntnis geben. Kl. war ein langjähriges Parteimitglied,
das, ohne ſich beſonders hervorzudrängen, ſtets gern und eifrig für
die Bewegung tätig war. Als die Unabhängigen ihre neue Partei
gründeten, erklärte er ohne langes Zögern, bei der alten Partei
bleiben zu wollen, da ihm viel zu ſehr bewußt war, daß jede Zer-
ſplitterung die Arbeiterbewegung aufs ſchwerſte ſchädigt. Auch als
Gewerkſchaftsmitglied kannte er ſeine Pflicht. Kl. ſtand im ein-
undſechzigſten Lebensjahre. Wir werden ihm ein ehrendes An-
denken bewahren.

Der Vorſtand des ſozialdemokratiſchen Vererns
für Halle und den Saalkreis.

Ein RNofſchrei aus dem Phyſiologiſchen Inſtitut der Aniverſitäk,
der ſich vornehmlich an die Halleſche Jugend richtet, geht uns von Herrn
Profeſſor Abderhalden in T 3 Wortlaut zu: Mit dem Auftreten
des Nahrungsmangels mußten alle Verſuchstiere, die zu Unterſuchungen
über Ernährungsfragen eingeſtellt waren, geötet werden, um ſie vor
dem Verhungern zu ſchützen. Als einziges Verſuchstier bleibt nun die
Kaulquappe. Sie frißt nicht viel und erweiſt ſich doch als recht ge-
ſchickt für mancherlei Forſchungen. Obwohl es in der Umgebung von
Halle eine große Fülle von Fröſchen und Kröten gibt, will es doch nicht
gelingen, durch Anzeigen Kröten- und Froſchlaich und Kaulquappen zu
erhalten. Vielleicht erbarmt ſich auf Grund dieſes Notſchreies die Hal
leſche Jugend des Phyſiologiſchen Jnſtituts und bringt Laich und Kaul-
quappen an. Eute Bezahlung wird zugeſichert.

Von der Gewerbeinſpektion. Die Gewerbeinſpeklions-Aſſi-
ſtentin Frl. Toni Wagner iſt vom Miniſter für Handel und Ge-
werbe ſeit dem 1. Mai der Königlichen Gewwerbeeinſpektion Halle
überwieſen worden. Die Aufgabe von Frl. Wagner iſt, unter
Leitung des Gewerbeinſpektors beſonders die Durchführung der
geſetzlichen Schutzbeſtimmungen für Arbetterinnen, für Arbeiter
unter 16 Jahren und für Kinder zu überwachen.

Die Verordnung des Reichskommiſſars für die Kohlenvertei-
lung vom 30. März und des Magiſtrats vom 12. April über die
Brennſtoffverteilung für Hausbaltungen. Landwirtſchaft und
Kleingewerbe während der Zeit vom 1. Mai 1918 bis 30. April
1919 ſind vervielfältigt und können gegen eine Gebühr von 50 Pf.
von der Ortskohlenſtelle bezogen werden.

Mintſter des Jnnern weiſt erneut darauf hin, daß immer noch
beim Kriegsminiſterium irrtümlich Geſuche um Bewilligung von
Unterſtützungen an Familien in den Dienſt eingetretener Mann
ſchaften ſowie um Gewährung von Miets- und Wochenbeihilfen
eingehen. Dadurch erleidet die Behandlung derjenigen Geſuche,
bei der Beſchleunigung geboten iſt, eine unerwünſchte Verzöge-
rung, weil das Kriegsminiſterium, als nicht zuſtändig, alle ſolche
Geſuche an die Zivilverwaltungsbehörde abgibt. Deshalb liegt es
im Jntereſſe der Kriegerfamilien, wenn ſie ſich mit ihren An-
trägen nur an die zuſtändige Verwaltungeſtelle wenden. Wir

machen darauf aufmerkſam, daß im Stadkreis Halle Anträge auf
Kriegs und Mietsunterſtützungen die zuſtändigen Armenpfleger,
auf Wochenbeihilfen die Krankenkaſſen und ſoweit ſolche nicht in
Frage kommen die Kriegsunterſtützungs- Kommiſſion entgegen-
nehmen. Das Bureau der Armenverwaltung gibt in allen Fällen
bereitwilligſt Auskunft.

Gegen die Freigabe der Dach- und Kellerwohnungen. Der
deutſche Wohnungsausſchuß verbreitet eine Warnung vor der Be-
nutzung der Dach- und Kellerwohnungen, die ſchwere Gefahren
in ſich berge und erſt dann in Erwägung gezogen werden dürfe,
wenn alle anderen Mittel vollſtändig verſagten. Es wird darin
auf das Ungeſunde namentlich der Kellerwohnungen aufmerkſam

Z. v J r

Handel und Wandel
23] Von F. W. Hackländer.

Bei ſolchen Morgengrüßen ſaßen wir anderen und
und bleich vor Angſt da, denn wenn der alte Herr eimnal im
Zuge war, ging es leicht der Reihe nach über uns alle her,
und es mochte leicht der Foll ſein daß er am vergangenen
Tage von einem irgendeine ähnliche Untat erfahren hatte, bei
welcher Gelegenheit er, um ſeinem Gedächtniſſe nachzuhelfen,
jedesmal in ſein buntſeidenes Taſchentuch einen Knoten

um die Sache nicht zu vergeſſen. Aber gerade dieſe
noten im Schnupftuch waren unſer doppeltes Unglück; denn

erſtens, wie geſagt, brachten ſie ihn auf unſere Unarken zu
ſprechen, und dann vergaß er auch meiſtens, die erledigten
Knoten wieder aufzulöſen, wodurch ſich unſere Verbrechen be
ſtändig häuften. Bei einer Unterredung wie die obige, oder

wenn er ſonſt ſchlecht gelaunt war, begann er langſam ſein
Tuch aus der Taſche zu zupfen, und da er nicht immer wußte,
wem der betreffende Knoten in demſelben galt, ſo ſah er uns
alsdann ſcharf nach der Reihe an, und wer am ängſtlichſten
nach dem Tuche ſpähte, der mußte der Schuldige ſein und war
es auch gewöhnlich. Die Urteilsſprüche, welche die Knoten im
Schnupftuch hervorgerufen, wurden auch häufig durch eben-
dieſes Inſtrument recht fühlbar vollzogen, worauf ſich dann

der alte Herr in ſeine Kanzlei begab, recht zufrieden, in
ſeinem Hausweſen wieder alles ins reine gebracht zu haben;
denn es war ihm gerade nicht lieb, wie er ſelbſt oft behauptete,
den ganzen Tag verweiſen und ſtrafen zu müſſen, und hatte er
ausgetodt, ſo war er der beſie Mann von der Welt. Als-
dann erzählte er uns Geſchichten oder ſpielte mit uns; doch
konnten wir uns auch in ſolchen Augenblicken ſeiner guten
Laune nicht genug in acht nehmen; die geringſte Ungeſchick-
lichkeit oder Unaufmerkſamkeit konnte ſeinen Eifer aufs neue
rege machen. Dadurch aber hatte ſeine Anweſenheit für ſeine
eigenen Kinder, ſowie für mich, etwas ſehr Peinliches und
Beengendes, und wir konnten uns erſt dann recht freuen, wenn
er das Haus verlaſſen hatte. Dann mußte eines von uns

v Falſch adreſſierte Geſuche um Kriegsunterſtützungen. Der

Unfug wieder ein, die Blütenzweige zu plündern. Manchmal werden

macht, auf die Tuberkuloſegefährdung, die dadurch drohende
auernde Verſchlechterung und Dinrrgrß des Wohnweſens und

verſchiedene andere vorausſichtliche Folgeerſcheinungen. Zum
Schluß heißt es dann: „Unter dieſen Umſtänden ſollte man ſich
nicht leichthin zu einer Maßnahme entſchließen, die ſolche Ge
3 in ſich birgt, wenigſtens ſollte man ſie nur im alleräußerſten

otfalle zur Anwendung bringen, wenn alle anderen Hilfsmittel
im Stich laſſen. Vor allen Dingen aber ſollte man nun endlich
einmal mit Nachdruck die Wege beſchreiten, die eine ſofortige Auf
nahme der Neubautätigkeit nach dem Kriege in Ausſicht ſtellen, ſo
in erſter Linte die Geldbeſchaffung, die Kohlenlieferung für die
Wiederinbetriebſetzung der Ziegeleien und die ſofortige Rohſtoff
beſchaffung für das Baugewerbe.“

Wucher mit Bieuenhonig. Nach einem Rundſchreiben des Kgk.
Preußiſchen Landesamts für Obſt und Gemüſe, Honigvermittlunggsſtelle,
hat ſich herausgeſtellt, daß Bienenhonig (in und ausländiſcher) zu einem
Preiſe verkauft wird, der der Verordnung über Höchſtpreiſe für Honig
vom 26. Juni 1917 widerſpricht. Die Polizeiverwaltung weiſt deshalb
darauf hin, daß nach dieſer Verordnung in ſowie ausländiſcher Honig
in der obengenannten Weiſe nicht teurer als zu 3.50 M. für das Pfund
abgeſetzt werden darf. Ein Abſatz zu höheren Preiſen bedarf der Ge-chogeng des Kriegsernährungsamts. Vorſtöße gegen dieſe Vorſchriften

ſind mit Strafen bedroht.
Der Brannkweinverkauf an Militär weiter verboken. Nachdem die

Bekanntmachung des ſtellvertretenden Kommandierenden Generals des
4. Armeekorps vom 15. März 1915 über die Abgabe von Spirituoſen
an Militärperſonen aufgehoben worden iſt, bleibt die Bekanntmachung
des Regierungspräſidenten in Merſeburg vom 3. Mai 1915 in Geltung,
die in F 6 beſtimmt, daß in Gaſt- und Schankwirtſchaften
an Miltärperſonen aller Dienſtgrade weder auf
eigne Beſtellung noch auf Veranlaſſung anderer
Perſonen Branntwein verabfolgt werden r Die
Hinweiſe einiger Zeitungen, daß nach Aufhebung der vorbezeichneten
Bekanntmachung des ſtellvertretenden Kommandierenden Generals
Branntwein in Gaſt und Schankwirtſchaften an Militärperſonen wieder
abgegeben werden dürfen, ſind ſomit unrichtig. Zuwiderhandlungen
werden vielmehr auf Grund der Bekanntmachung des Regierungsprä
ſidenten unnachſichtlich verfolgt.

Vom Sland der Gemüſe. Der von mancher Seite unangenehm
empfundene Wetterſturz der letzten Tage kam dem Landmanne gerade
noch zu rechter Zeit. Denn ſchon längſt erwies ſich die Notwendigkeit
einer gründlichen Durchfeuchtung des allzu trocknen Erdreichs. Der
Wetterſturz hat ſie in wünſchenswert ausgiebiger Weiſe gebracht, und
ſobald wieder eine Erwärmung erfolgt, wird nicht nur dem Landmann
über den Fortgang der Vegetation das Herz im Leibe lachen. Das
Getreide wird ſich beſtocken, die Kartoffel beſinnt ſich nicht mehr kange
und treibt ihre Keime aus der Erde, die Wieſen erholen ſich, und die
bisher kümmerlich ſtehenden Gemüſepflänzchen erſtarken zuſehends, we
nig von Erdflöhen beläſtigt, denen der Regen vorläufig den Garaus
bereitet hat. Daß der Spargel es vorzieht, bei der herrſchenden Nacht-
kühle lieber noch ein Weilchen unter der Erde zu verharren, iſt ihm nicht
zu verdenken, ſobald die Sonne lockt, wird auch er nicht widerſtehen kön
nen. Morcheln und Maipilze dagegen gibt es jetzt ſchon mehr als in
den Vorwochen, da auch ihnen der Regen ſehr bekömmlich war. An
Spinat iſt kein Mangel; einmal iſt er in letzter Zeit beſſer gewachſen,
und dann braucht man auch ſeinen Standort zu neuer Anpflanzung. Er
muß alſo weg, und könnte ſchon aus dieſem Grunde billiger ſein. Auch
die Wildgemüſe, auf die immer wieder hingewieſen wird, werden empor
ſpießen, ſo daß es ſich verlohnt, ſolche zu ſammeln. Neben den be
merkenswerten Poſten aller dieſer ſe zeigen auch bereits die
erſten Sendungen Holländer Gemüſe, wie dicke ſtämmige Karottken,
Salat und von jungem Treibgemüſe ſind große Bündel dünnſchwänzige
Möhren, natürlich noch zu Delikateßpreiſen, vorhanden.

Neue Beſtimmungen über Wurſtherſtellung hat das Landes-
fleiſchamt erlaſſen, da die reſtloſe Verwertung der bei den Schlach-
tungen anfallenden Jnnereien und des Krams der Schlachttiere zur
Herſtellung von Wurſt, wie verſchiedene örtliche Nachprüfungen er-
geben haben, noch vielfach ſehr zu wünſchen übrig laſſen. Es
dürfen daher die inneren Orgene, wie Zunge, Lungen, Herz,
Leber, Milg, Nieren, ferner Kopf und Kopfhaut von Rindern,
Kälbern und Schaffen nicht mehr unmittelbar in unverarbeitetem
Zuſtande an die Bevölkerung verkauft, ſondern nur zur Her-
ſtellung von Wurſt verwendet werden. Da Schweine nur in ſehr
geringen Mengen zur Verfügung ſtehen, darf Schweinefleiſch bis
auf weiteres nicht unmittelbar an die bürgerliche Bevölkerung aus-
gegeben, ſondern muß reſtlos zur Verbeſſerung der Wurſt ver-
wendet werden. Das jeweilig durch das Kochen der Würſte ge
wonnene Fett und die ſich beim Auskochen der Knochen ergebende

Leimbrühe ſind zur Wurſtmaſſe zuzuſetzen.
Anlagenſchänder. Der Flieder im Amisgarken und in den ſonſtigen

Anlagen der Stadt ſteht in voller Pracht. Leider ſetzt hiermit der alte

durch ein kleines Fenſter an der Seite des Hauſes auf die
Straße ſehen, ob er wirklich um die Ecke gegangen ſei, worauf
wir uns durch den größtmöglichſten Unfug aller Art ent-

ſchädigten und einen Spektakel im Hauſe anfingen, in denen
gewöhnlich die alte Haushälterin, ſowie ſämtliche Mägde kräf-
tigſt einſtimmten.

Jch war ein Jahr in ſeinem Hauſe geweſen und obgleich
es mir da im ganzen beſſer ging, als ſpäter bei meiner
Tante. ſo war ich doch herzlich froh, als ich es wieder ver-
laſſen konnte. Der alle Herr belegte mich auch gar zu häufig
mit Strafen, die ſür mich die empfindlichſten waren. So
mußte ich mit ihm auf ſeine Kanglei gehen, namentlich an
Sonn und Feiertkagen und dort bekam ich ein großes Buch

und ein Stück Papier, das ich vollſchreiben mußte. und ſo
oft er einen Fehler darin entdeckle, mußte ich es voin ne
abſchreiben, und immer wieder abſchreiben. Obendrein ſaß
ich an ſeiner Seite, und wenn ich nicht fleißig war oder
die Feder nicht recht hielt, ſo nahm er lannſom ein langes
flaches Linegal und gab mir damit einen ſrarken Klaps auf
die Finger. Auch mußte ich nicht ſelten dableiben, wenn
er forbging, und dann ſchloß er mich ein und dies waren,
für mich die ſchrecklichſten Augenblicke. Die Kanzleiſtube
war ein altes, düſteres Gemach und hatte kleine vergitterte
Fenſter, zu denen kaum das nötige Licht hereindrang, und
da ſaß ich Aernrſter, meine Finger durch das Schreiben
mit Tinte beſchmutzt bis an die Knöchel, worauf meine
Tränen fielen. Und wenn ich dann einen Verſuch machte,
meine naſſen Augen mit den Fingern zu trocknen, ſo wahm
das Geſicht bereitwillig die Tintenflecken an. Auch mein
weißer Hemdkragen färbte ſich ſchwarz, was ſpäter zu neuen
unangenehmen Erörterungen Veranlaſſung gab.

Draußen vor der Kanzleiſtube ſummte und wogte an
ſolchen Feiertagen das fröhliche Volk vorbei. Jch erkannte
die Stimmen meiner Fpielkameraden und mußte hören, wie
ſie luſtig davonzogen, rſcheinlich vor das Tor, auf eine
grüne duftige Wieſe, unſeren gewöhnlichen Spielplatz. Wie
roch ich in Gedanken den Duft des Graſes, wie hörte ich
über meinem Haupte die Bäume rauſchen, während ich im
Staub vergilbter Akten ſaß und ſich über meinem Haupte

nur je zuweilen im Lufkzuge ein alter zerriſfener kaktunener
Vorhang bewegte, eine Anzahl Motten aus ihrer beſchmt-
lichen Ruhe aufſtörend!

Dergleichen Gedanken und Erinnerungen quälten mich,
wie geſagt, auf der alten Matratze beim Doktor Burbus,
und wenn ich mich auch mit Schaudern jener Zeit beim

Vormund erinnerte, ſo kam ſie mir doch wie ein holder
Maitag gegen das Sturmwetter vor, das ſich nach den
ſchweren Ereigniſſen von geſtern abend gegen mich zu
ſammenzog.

Weh mir! meine Großmutter, meine Tante, der Vor-
mund, Philipp auf der Polizei das alles machte mich
ſo entſetzlich unruhig, daß ich in meiner Angſt anfing, den
Doktor gufzuwecken, ein Geſchäft, das mir erſt nach vielen
fruchtloſen Bemühungen gelang. Endlich hob er ſein ſchweres
Haupt aus den zerriſſenen Kiſſen in die Höhe, um mich an
zuſchaten. Dazu blinzelte er mit den Augen und bot mir
laut gähnend einen guten Morgen. t

„Ach, lieber Herr Doktor,“ ſagte ich, „mich haben die
Vorgänge von geſtern abend gar nicht ſchlafen laſſen. Sie
erinnern ſich doch der Sache? Wiſſen Sie, wo Pilipp iſt?“
„O ja,“ entgegnete der Doktor Burbus mit einer ſehr heiſeren
und trockenen Stimme, „freilich erinnere ich mich. Hahaha!
Philipp der Edle, hat das Aſyl treuer Liebe mit einem
Quartier in Numero Sicher vertauſcht.“ „Ja, aber, lieber
Herr Doktor,“ entgegnete ich, „Sie ſagten geſtern vor dem
Einſchlafen: Philipp könnte uns angeben, und dann
„Ganz recht, Verehrteſter,“ antwortete der Doktor, indem
er ſich aufrecht ins Bett ſetzte, ſo daß ſeine beiden Füße den
Boden berührten, wo er nach ein Paar alten gelben Pan-
toffeln angelte, „wenn uns Philipp verdächtigt und das
trau ich ihm gar zu gern zu ſo werden wir vor das
Friedensgericht zitiert. Kennen Sie dieſes Jnſtitut?“ „O
Gott, nein!“ jammerte ich, und es war mir gerade, als habe
mich ſchon einer mit rotem Krogen und blauem Rock gefaßt
und ſchleppe mich, ein armes, wehrloſes Opfer derch die
Straße.

(Fortſetzung folgt.)
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ar meht nur einzelne Blüten, ſondern ganze Zweige abgeriſſen und die
dadurch verſchandelt. Wie namentlich am letzten

bobachtet werden konnte, beteiligen ſich nicht nur Kinder, ſondern
e an dieſer Zerſtörung. Zur Steuerung des Unfugs

das Publikum gebeten, gegenſeitige A auszu
mene Beſchädigungen der öffentlichen Anlagen ſofort dem nächſten
oder Anlagenaufſeher zu melden oder der Polizeiverwaltung zur

zu bringen.
Keine unnützen Pfingſtausflüge! Der Miniſter der öffent

lichen Arbeiten teilt mit, daß es wegen der hohen Anforderungen,
die die Bewältigung des kriegswichtigen Verkehrs an die Eiſen
bahnen ſtellt, dringend geboten ſei, den ſonſt am Himmelfahris-
und Pfingſtfeſt erfahrungsgemäß beſonders ſtark einſetzenden Per-
ſonenverkehr einzuſchränken. Es wäre bei der durch den Krieg ver
rfachten ſtarken Jn anſpruchnahme der Eiſenbahn vaterländiſche
Pflicht eines jeden, die Eiſenbahnen beſonders während der Feſt
tage nur in den allerdringlichſten Fällen 8 benutzen und nurjolde Ausflüge zu unternehmen, die ohne Eiſenbahnfahrten aus-

geführt werden können.
als Sohlenleder. Die Reichsſtelle für Schuhverſor

gung ſchreibt: immer haben die Tierſchutzvereine die r
von Scheuklappen dekämpft, die ſie mit Recht eine nutzloſe Tierquälere
erklärten. Einſichtige Tierhalter haben denn auch längſt die Kcheuklappen
von ihren Geſchirren entfernt; vielfach ſieht man ſie doch noch im Ge-
brauch. Da ſollte nun wenigſtens die große Lederknappheit die Fuhr
halter veranlaſſen, die bei ihnen noch vorhandenen Scheuklappen ſchnell
ſtens den zuſtändigen Lederſammelſtellen zum Ankauf anzubieten. Man
ches Paar Schuhe kann mit dem Leder beſohlt werden, das auf dieſe
Weiſe einem höchſt unzweckmäßigen Gebrauch entzogen wird. Die
Schuhverſorgung der Bevölkerung erfordert dringend, daß alles ſonſt
entbehrliche Leder in ihren Dienſt geſtellt wird.

Die Dienſträume der ſtädtiſchen Schulverwaltung und der
Königlichen evangeliſchen Kreisſchulinſpektion für den Stadtkreis
Halle l befinden ſich ſeit Donnerstag, 2. Mai, wieder im Grund
ſtück Rathausſtraße 4, I, Eingang Kl. Steinſtraße.

Nationaliſiſche Verranntheit. Suhee Leſern der Halleſchen
Zeitung hat die neue Oper des Stadttheaters „Gloria Arſena“ nicht
gefallen, und deshalb legt einer von ihnen in ſeinem Leibblatt dagegen
los. Das iſt nun ſchließlich das gute Recht eines jeden Menſchen,
wenngleich er damit auch nicht immer gleich in die Zeitung zu gehenbraucht. Aber Haupterfordernis iſt dabei doch, daß es mit guten T
Gründen geſchieht. Davon kan aber hierbei abſolut keine Rede ſein,
der Opponent beweiſt vielmehr, daß er die ganze Oper einfach nicht
verftanden hat. Er bezeichnet ſie als eine Kompoſition, „die die
WMarſeillaiſe zum Vorwurf hat und in der das neue Frankreich ver
herrlicht wird“, weshalb man denn auch nach ihm „hätte denken ſollen,
daß, als geſtern die Klänge der Marſeillaiſe ertönten, ſich im Haufe
ein Sturm der Entrüſtung erheben würde, aber weit gefehlt männig-
lich blieb ſtill, dafür ſteigerte ſich der Beifall von Akt zu Akt!“ Wie
ſteht es in Wirklichkeit mit dieſen Sünden wider den heiligen Geiſt des
Nationalismus? Die Grundidee der ganzen Oper iſt eine Art Hallun-
zination des „Geſpenſterſehers“ Hoffmann und führt ihn eben gerade
einmal nach Paris ſtatt ſonſtwohin. Und wenn der Tertdichter dabei die
Repolutionszeit von 1793 verwendet, ſo eben nur, weil das ihm und
dem Komponiſten einen günſtigen Vorwurf liefert. Dem Komponiſten
aber wäre es geradezu als ein ſchwerer künſtleriſcher Fehler anzurechnen,
wenn er bei der Schilderung jener Zeit nicht den Sturmgeſang der
Repolution, die Marſeillaiſe, verwendet hätte, denn ſie gehört unweiger
ch zu einem vollendeten Bild jener wilden Tage. Von „Klängen der
WMarſeillaiſe kann jedoch dabei noch nicht einmal die Rede ſein, be
dauerlicherweiſe, wie wir um der künſtleriſchen Echtheit willen ſagen
müſſen. Erſtens werden nur etwa die erſten fünf Takte daraus wieder-
gegeben, etwa die Zeile: „Allons, enfantes de la patrie!“; zweitens ſind
ſelbſt dieſe wenigen Takte kaum wieder zu erkennen, ſo ſehr hat ſie der
Komponiſt umgemodelt; drittens tritt ſelbſt dieſes karge Ragout nur an
ungefähr drei Stellen hervor. Nach alledem hätte jener Einſender beſſer
Fr. wenn er erſt einmal über den Sinn dieſer Oper, über unbedingte
ünſtleriſche Erforderniſſe und dergleichen ins Reine gekommen wäre,
ehe er ſich r Zu verwundern iſt nur, daß eine „un
beteiligte Seite Haſleſchen Zetung, wahrſcheinlich die Redaktion
e genau ſo wenig Verſtändnis zeigt, wie jener Opponent, indem

andern Tags im An an eine Zuſchrift des Direktors Sachſe auf
genau denſelben Eſel reitet; ſie ſoll doch eigentlich „geiſtige Führerin“ ſein.
Im übrigen beſchränkt ſich diefe Nörgelei wieder nur auf einen kleinen
Kreis von Perſonen, die aus künſtleriſchem Unverſtändnis über nationa-
liſtiſche Zwirnsfäden ſtolpern. Die große Maſſe der Theaterbeſucher
hat damit gar nichts zu tun, ſie hat vor allem von jener angeblichen
Glorifizierung abſolut nichts gemerkt.

üben und wahr

in. d. R., 14. 1. gefallen;

Polizeilich geſchloſſen. Dem Kaufmann Albert Goedecke in
Halle iſt auf Grund der Bundesratsverordnung vom 23.
1015 über die Fernhal unguverläſſiger Perſonen vom Handel
die Ausübung des Handels mit Lebens und Futtermitteln ſowie
mit Gegenſtänden des täglichen Bedarfs vom 1. Man an
worden. Der Frau Anna Gieſeler geb. Palm in Halle iſt auf
Grund derſelben Bundesratsverordnung die weitere Ausübung des
Handels mit Lebensmitteln unterſagt worden.

Falſcher Kriminalbeamier. Am 26. April halt ein angedlichergrimin ihrer bei einer auf dem Schl z chügen und in

Täters oder der geſtohlenen Sachen machen kann, wird e bei
legenheit ſei darauf hingewieſen, daß Krimigoſbegmie ſich u

Nummer, auszuweiſen haben.

Tot aufgefunden. In einem an der Delitzſcher Straße befind
lichem Gaſthaus wurde eine dort ſeit einigen Tagen üb Wirt
ſchafterin tot in ihrem Bett liegend aufgefunden. Die Todesurſache
konnte noch nicht feſtgeſtellt werden. Die Leiche wurde dem Südfried-
hof zugeführt.

Geſtohlen wurden während der letzten Tage: Eine ſilberne Her
renuhr, Nr. 129 340; ein dunkelblauer gelbkarierter AlpakaKleider
rock, unten mit dunkelblauem Rand; ein ſchwarz und weißkarrierter
AlpakaUnterrock mit ſchwarzem Samtbändchen garniert; eine Taille
aus dunkelrotmeliertem Tuch; eine Ka Reiſehülle mit 2 Riemen;
6 ſilberne Kaffeelöffel, gez. „M. V.“; drei weiße Damaſtbettbezüge,
weiß gez. „F. F.“; 2 weißleinene Bettücher; 8 weißleinene Damen
hemden; etwa 15 leinene Kinderhemden, weiß gez. „K.“ und „O.“;
6 graugeſtreifte Küchenhandtücher, rot gez. „F. F.“; 2 Dutzend weißeen ein Treibriemen, 1435 Meter lang, 30 Zentimeter breit,

7 mm ſtark.

Halleſche Kriegsverluſte.
Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1119: Albrecht, Paul, 28. 7. leicht

verw. b. d. Tr. Brandenburger, Paul, 18. 1. gefallen Garzarek,
Paul, 24. 3. gefallen; Hamel, Kurt, 17. 8. leicht verw.; Hoffmann,
Franz, 23. 8. leicht verw. Höhne, Kurt, Gefr., 16. 9. leicht verw.
Spikowſki, Auguſt, 16. 7. leicht verw.

Kaiſerliche Marine. Verluſtliſte Nr. 143: Bohlmann, Her
mann, Oberheizer d. R., vermißt; Brandt, Karl, Obermatroſe, tot;
Hirſch, Otto, Heitzer, tot; Zaretzke, Alfred, Oberheizer, tot; Büchner,
Otto Karl, Seeſ., bieh. Kriegsgef. in d. Heimat zurück; Eberhardt,

OberMaſch.-Anw., bish. Kriegsgef. N. zurückgehalten
olland.

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1120: Amthor, Hermann, 4. 1. leicht
verw. Anderee, Karl, Vizefeldw., 9. 6. gefallen; Baak, Wilhelm
12. 10. vermißt; Bittner, Heinrich, 18. 9. vermißt; Buls, Kurt,
17. 12. bish. vermißt, b. einer anderen Truppe; v. Düring, George,
Ltn., 26. 7. gefallen; Flemming, Hans, 28. 7. leicht verw. Florſtedt,
Fritz, 26. 9. gefallen; Florſtedt, Paul, Gefr., 22. 10. leicht verw.;
Göbel, Hans, Ger., 26. 1. gefallen Goeſchen, Otto, Ltn., 1. 9. ver
mißt; Gröſt, Karl, 11. 2. gefallen Hadicke, Hermann, 28. 9. ver
mißt; Hartmann, Walter, 8. 6. vermißt; Haupt, Kurt, 9. 6. leicht
verw. Hecker, Alfred, Utffz., 19. 3. gefallen; Heil, Walter, Vize-
feldwebel, 29. 8. gefallen; Joſeph, Paul, 28. 8. leicht verw. Kerſten,
Robert, 24. (nicht 21.) 1., gus Sgjangenſchat zurück; Krauſe, Albert,

achon, Max, 13. 8. leicht verw.;
Madry, Joſeph, 26. 11. leicht verw.; Mehl, Wilhelm, Gefr., 19. 6.
leicht verw.; Mollenhauer, Paul, Utffz., 21. 6. gefallen; Müller,
Helmuth, Ltn., 21. 6. leicht verw.; Nonnewitz, Julius, Utffz., T. 12.
leicht verw.; Pfeiffer, Hugo, Utffz., 4. 11. leicht verw. Politz, Max,
16. 11. vermißt; Raue, Paul, 30. 8. gefaklen; Reinhold, Rudolf,
25. 6. ſchw. verw.; Schmidt, Hermann, Gefr., 11. 9. leicht verw.
Schmidt, Kurt, Gefr., gefallen Stecher, Paul, Gefr., 15. 10. leicht

Der Kampf um das gleiche
Abgeordnetenhauſe.

Erſter Tag.
wer Tagesordnung ſteht die zweite Leſung der Seſehvorlogen

die

Wahlen die Zuſammenſetzung des HerrenHenfes c Artikel 62 und 99 der Verſaſſung.
Abg. Graf Spee (Zentr.) (zur Geſchäftsordnung): Ich beantrage,

die Beratung dieſer drei Vorlagen bis nach Friedensſchluß zu vertagen.
(Algemeine Ueberraſchung, große Bewegung.) Ich ſtelle den Antrag

s auf eigne Fauſt, aber in vollem Ernſt. Der Reichskanzlermen Hollweg hat ſeinerzeit im Abgeordnetenhauſe erklärt, daß

ſteht, dann ſuchen alle Part
f inks: Sie löſchen mit Oell) Wir aber ftreiten uns über neue

Einrichtungen des brennenden Hauſes, ehe wir den Frieden haben.
Wir müſſen alles vermeiden, was auch nur den Anſchein erwecken
tkönnte, als ob nicht auch die Front im Jnnern einig und geſchloſſen
wäre. Ale Garantien dafür gegeben, daß die Verfaſſung abgeändert werden wird. Zelpuntt des ungeheuren Exiſtenz-

t de Verrindene n einem er hen Fall
e n ugelaſſen worden.Abg. Graf Spee (Jenlrye e Selbſt Den gleiche Wahlrecht hier

ommen ſo wäre das ein Pyrrusſieg; das würde nur po-
l Hetze durch das e Reich tragen. Wenn der Miniſterpräſidentdas dem König v würde, ſo würde er einem ſolchen Antrag

ſtattgeben. raußen an der Front herrſcht eine begeiſterte

e e een rn rhaſter Beifall rechis. Ziſchen links und im rum.)
Bigepräſident des Staatsminiſteriums Dr. Friedberg:
T Der Antrag hat r Welt Er mag W r

ung hervorgehen n erwartetene T heben SEchr ce ünt S Demeum. Eine Vorlage,
die lich ekündigt worden ift und in deren Beratung wir mittendrin ſtehen, a eine ganz unbeſtimmte, unabſehbare Zeit zurückzuſtellen,

würde den inneren Frieden unſeres Volkes aufs lieſſle geführden.

ürmi ſtimmung link d i ntrum. G Unruhu Sie Regen wonme n Nee Tee

S

nehmen und würde die Annahme des Antrages mit den äußerſten ver
faſſungsmäßigen Konſequenzen beankworten. (Leb-
hafter Beifall links und im Zentrum. Großer Lärm rechts.)

Abg. Dr. Pocrſch (Zentr.): Graf Spee hat ſeinen Antrag in unſerer
Fraktion angekündigt, iſt aber einmütig gebeten worden, ihn zurückzu
ſtellen. (Hört, hörtl) Man kann gewiß verſchiedener Meinung darüber
ſein, ob es zweckmäßig war, im Kriege dieſe Vorlagen einzubringen
(Hört, hört! rechts), aber nachdem das geſchehen iſt und von einem
großen Teil des Volkes die Erledigung dieſer Vorlage gewünſcht wird,
erſcheint es mir unmöglich, dieſen Antrag anzunehmen. Wir lehnen ihn
ab. (Lebhafter Beifall links.)

Abg. Dr. Pachnicke (Fortſchr. Vp.): Jch kann das Befremden nicht
unterdrücken, daß der Präſident die Grenzen der Begründung des An
trags ſo weit gezogen und den Antragſteller von der

„verdammlen Friedensenſſchließzung“
hat ſprechen laſſen. (Zurufe links: Unerhört! Sehr richtig! rechts.)
Hraf Spee hat das Satyrſpiel vor das Drama geſtellt. Der Antrag iſt
ein Hohn auf die Krone, ein Hohn auf das Staats
miniſterium und ein Hohn auf das Land. (Stürmiſcher
Beifall links, erregier Widerſpruch rechts.)

Präſident Graf Schwerin Löwitz: Ich bitte, meine Geſchäftsfüh
nicht einer ſolchen Kritik unterziehen zu wollen. Der Antragſteller
ſich durchaus im Rahmen der Begründung für ſeinen Geſchäflsordnungs-
antrag gehalten. Widerſpruch links.)

Abg. Ad. Hoffmann (il. Soz.): Man ſollte zunächſt einmal feſtſtellen,
ob alle Anweſenden auch Mitglieder des Hauſes ſind; man ſieht zu viel
unbekannte Geſichter. (Große Heiterkeit.) Der Graf Spee hat verdient,
im Herrenhaus beigeſetzt zu werden. (Unruhe.) Will ſich die Regierung
in dieſer Weiſe auf der m herumianzen laſſen? Mit eiſernem n
muß ausgekehrt werden. Die Rede des Grafen Spee machte den
druck, als ob er ohne Nachtruhe direkt aus dem Offizierska gekommen
wäre. (Entrüſtungsrufe rechts, des Präſidenten.) Den
Grafen Spee ſollte man auf ſeinen ſteszuſtand unterſuchen. (Der
Redner wird abermals zur Ordnung gerufen.) Wird der Antrag an

Front auffordern, den
Kampf einzuſtellen, bis das gleiche recht eingeführt (Toſende
Entrüſtungsrufe und zahlreiche Rufe rechts: Landesverräterl Zuchthaus!)

Präſident Graf Schwerin Löwitz- Wegen dieſer, die Gefühle des
Hauſes und des ganzen Landes tief verletzenden A rufe ich

chließung“, den
ich überhört hatte, rüge ich, weil er für einen der Reichstags
abgeordneten verletzend iſt.

Abg. HirſchBerlit (Soz.):
In keinem Parlament der Welt wäre es möglich, daß kurz vor der

le u ſo wichtige politiſche Frage ein derartiger Antrag

verw. Thrig, 10. 12. vermißtz Wolf, 1, 11. 1. vermißt; Zinke, Fritz,Je T leicht verw.
liſte Nr. 497: Witzel, Paul, 9. 9. leicht verw.

r.agt Wolf, Bruno, Utffz., W. 11. leicht verw. b. d. T

Gewerkſchaftliches.
Lohnbewegung der Werftarbeiter.

Jn einer von der Zentralwerftkommiſſion einberufenen
Werftarbeiterkonferenz, in der außer den Vertretern der freien
Gewerkſchaften auch Vertreter der Chriſtlichen und HirſchDuncker
ſchen teilgenommen haben, berichtete der Vorſitzende der Zentral
werftkommiſſion, die Vertrauensleute bei ihren Geſchäfts
leitungen die Einleikung einer neuen Lohnbewegung beantragt
haben. Die Zentralwerftkommiſſion ſtimmte den von den Werft
arbeitern geſtellten Forderungen zu. Es wird gefordert:
1. Erhöhung der Einſtellungs und der Stundenlöhne für alle
Akkordarbeiter und Arbeiterinnen um 10 Pf. die Stunde, für nur
im Lohn beſchäftigte Arbeiter und Arbeiterinnen um 20 Pf. die
Stunde.

Nach vierwöchiger Beſchäftigung erhalten mit Ausnahme derin Ziffer 3 aufgefnh en Gruppen alle im Stundenlohn beſchäftigten

gelernien und angelernten Arbeiter einen Lohn von Pf. bis
1.20 M. pro Stunde.

2. Akkordarbeitern find ihre Stundenlöhne ihrer Leiſtungs
fähigkert entſprechend feſtzuſetzen. Wenn ſie im Lohn beſchäftigt
werden, erhalten ſie den im Abſatz 3 angegebenen Mindeſterdienſt
als Lohn. Das gleiche gilt für ſolche Lohnarbeiter, die bei der
Art ihrer Arbeit gleichwertige Leiſtungen wie Akkordarbeiter voll
bringen müſſen, wie Maſchiniſten, Heizer, Reparateure, Maurer
und ähnliche.

3. Berechnung und Erhöhung der Akkordpreiſe in der Weiſe,
daß ern Arbeiter durchſchnittlicher Leiſtung je nach den örtlichen
Verhältniſſen und ſeiner beruflichen Eignung nicht unter 1.20 M.
bis 1.50 M. in der Stunde verdienen kann. Die Akkorde ſind ſo
einzuſtellen, daß die dabei erzielten Ueberſchüſſe alle 14 Tage zur
Auszahlung gelangen. Etwaige Abſchlagszahlungen bei Akkord-
arbeiten, die zur Ausführung länger als 14 Tage beanſpruchen,
ſollen nicht hinter dem angegebenen Mindeſtverdienſt bei Akkord
arbeiten zurücktreten.

4. Einführung von Arbeiterausſchüſſen, die aus der Mitte der
Arbeiter von dieſen nach den auf Grund des 11 des Geſetzes
über den vaterländiſchen Hilfsdienſt erlaſſenen Wahlvorſchriften
der Landeszentralbehörden gewählt werden.

5. Verkürzung der Arbeitszeit auf täglich 9 Stunden bzw.
54 Stunden wöchentlich.6. Beſtehende und an anderer Stelle in der grbeikednung

oder durch ſonſtige Bekanntmachungen geregelte günſtigere Arbeits
bedingungen werden durch Vereinbarungen oder Zugeſtändniſſe im
Sinne des Vorſtehenden nicht berührt.

Die Konferenz ſtimmte den Vorſchlägen der Forderungen ein-
ſtimmig zu und beauftragte die Zentralvorſtände, den Werften
die Forderung zuzuſtellen.

Aus der Partei.
Die Helden des Neinſagens.

Die Bremer „Arbeiterpolitik“ verulkt wieder einmal a die
zHelden, die ſich einbilden, eine beſonders kühne Tat vollbracht zu haben,

wenn ſie gegen einen Geſetzentwurf ſtimmen, von dem ſie ohnehin ſicher
ſind, daß er angenommen wird. ie bequem hat es doReinſager im Parlament!“ ruft die Arbeiterpolititk aus.

darauf lospoltern und wettern, d au
der kühn den die Stirn

ein ſolcher
„Er kann

ielen als trutziger Volksmann,

r en e rüchleinaufgef n freut er daß er par teipolitiſche erettet und die Regierung ihren Willen dennoch bekommen hat. ien für ihn, daß ſeine ganze Oppoſition ment Theaterſpiel iſt.

Nein unter dem Schutze der unität, welch angenehme Sache!
Ein Narr, der aus ſolchem Nein equenzen verlangte!“

Die Spartakusleute hingegen ziehen ſolche Konſegenzen, indem ſie
war auch nicht etwa revolutionäre Taten aber doch immer

die freien Gewerkſchaften erneut für „erledigt“ erklären und uner
müdlich an der Zerſtörung aller Arbeiterorganiſationen arbeiten.

Wahlrecht im preußiſchen

Wenn irgend etwas dem Volke die A darüber öffnen kann,
was unter einem Dreiklaſſenwahlrecht möglich iſt, ſo iſt es dieſer Antrag.
Er würde an der Front nicht wie eine Erlö V empfunden, ſondern er
würde den Siegeswillen lähmen. (Sehr richtigl knks. Unruhe rechts.)
Wir freuen uns über die Erklärung der Staatsregierung und hoffen,
daß bei einer Annahme des Antrags das Haus heute, ſpäteſtens aber
morgen aufgelöſt wird. (Beifall links.) Das preußiſche Volk würde die
richtige Antwort finden. Beifall links, Lachen s.)

Abg. Dr. Lohmann (Natl.): Wir lehnen den Antrag geſchloſſen ab.
(Beifall.) Gewiß können Bedenken darüber beſtehen, ob es richtig war,
dieſe Vorlagen im Kriege einzubringen, aber nachdem es geſchehen iſt,
kann ſich die Regierung einen ſolchen Antrag nicht gefallen laſſen. Das
mußte ſich Oraf Spee ſelbſt ſagen. Er hat durch ſein Vorgehen die
ſo bedauerliche Rede der äußerſten Linken, die wir haben hören müſſen,
hervorgerufen. Von der Verantwortung dafür iſt er nicht frei. Beifall
links und im Zentrum, rechts.)

Abg. Dr. v. e (Konſ.): Wir bedauern daß wir unsim Kriege mit dieſen Vorlagen befaſſen müſſen, je ohl ſind wir

bereit, in die Beratung einzutreten. Die Gründe des Grafen Spee
decken ſich zum großen Teil mit unſerer Auffaſſung, da aber auch die
Gegengründe nicht unbeachtlich ſind, beantragen wir, die Sitzung auf
eine Stunde zu verkagen.

Abg. Bräütt (Freikonſ.) ſchließt ſich dem an.

Abg. Dr. e (Fortſchr. Vp.): Dazu liegt kein Grund vor.Die ur e e hat Graf Se Terkniaßh zu den
Aeußerungen Herrn Hoſfmann bekennt ſich niemand außer ſeinen
allernächſten Freunden. (Zuſtimmung.)

Abg. Dr. Es i viel den bedauerlie
n auf ine Stunde e ber

Rechten und des Zentrums beſchloſſen; die Sitzung wird daraufhin um
1234 Uhr unterbrochen.

Wiederaufnahme der Sitzung.
20 Minuten. Die Geſchäftsordnungsdebatte über den Antrag des
Grafen Spee wird fortgeſetzt.

Lüdicke (Freikonſ.): Die bisherigen Verha be

v r. den hat. (Sin 7links und im Während die Augen ganz D nach

el i Vrechts, andauernde Unru el V. P T(Erneute ſtürm F.

ielemann, Kurt, 24. 8. rben an ſeinen Wunden Voigt,

a z

S 2.
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grz noch möglich ſein wird. e
Arti

Bizepräſident des Staatsminiſteriums Dr. Friedberg:
Abg. v. e hat ſich den Vorwurf des Abgeordneten Lüdicke

zu eigen gema Dieſer Vorwurf nimmt ſich ſehr eigentümlich aus
der die d auf ſich geladene a e Wahl in di Ha indert wordean Sang unten und im

rum.
Abg. Ho Hoffmann Soz.): Die R te richtiggeigt, man behan da r der e nicht

Willen iſt. S gut! links.) Wir werden

ortlaut bringen. (Heiterkeit.) Es wird viell noch einmal ſo
weit kommen, daß die Parteien dieſes Hauſes und die Regierung meinen
Antrag zurückwünſchen. (Bravo! rechts.)

Abg J ger v 24 5 m e r w
a t agezogen und vom Abg. Heydebrand e wieder aufge

82 Praſident Graf Schwerin äußert geſchäftsordnungsmäßige Bedenken

gegen die Zuläſſigkeit der namentlichen Abſtimmung.
Abg. Dr. W (Zenir.): In den ſiedziger Jahren S

Windthorſt die Einführung des Rei lrechis in Preußen. e
Linke erhob Widerſpruch (Hört, hört s) und beantragte

6 Monate. u hat e die Zuaſſecgit r e e bier
ſtimmung anerkannt. Aus beſchloſſenen na aeine bedenend lüngere Zeit geworden. (Stürmiſche Heiterkeit. La

Der Aulfrag des G Spee wird mit 333 gegen 60wen de 1 Sünmercheite e

Hierauf wird in die ſachlichen Verhandlungen eingetreten. S
findet zunächſt eine

allgemeine Ausſprache über das gleiche Wahlrecht

und die dazu vorliegenden Anträge ſtatt.
Minfſſterpräſident Graf v. Hertling:

Die Vorgänge der heutigen Sitzung könnken gewiſſe Zweifel
erregen, ob wir noch zu einer Verſtändigung über die uns jetzt
beſchäftigende Materie gelangen. Aber gerade dieſe Vorgänge unddie lebhafte Erregung, die ſ heute kundgegeben hat, haben gezeigt,

wie ſtark das Gefühl der Verantwortlichkeit auf allen Seiten des
Haufes iſt. Daraus ſchöpfe ich die pung e eine Verſtändi-

ie Faſſung, die der
kel s in der Kommiſſion erhalten hat und auch

der Antrag des Abg. Lohmann
WWunen nicht zum Ziele führen,

denn ſie beſeitigen nicht den plutokratiſchen Charakjer des
rechts den wir ſchlechterdings vermeiden wollen. Ein ſo hlrecht iſt in unſerm Volke heute nicht mehr möglich. n

links.) Es kann ſich nur handeln um das
allgemeine gleiche Wahlrecht in vernünftigen Grengzen,

Jn allen modernen Staaten ift das politiſche und ſoziale Leben
auf das Ziel des gleichen Wahlrechts eingeſtellt und in vielen iſt
es bereits erreicht, in manchen weit hinausgehend über das, was
die Vorlage vorſchlägt. Es iſt nicht möglich, daß Preußen ſich dieſer
tiefgehenden Bewegung auf die Dauer entzieht. (Sehr richtig!links.) Durch gewiſſe Skcherungen können alſo zu weitgehende

vadikale Folgen beſeitigt werden. Jn der Vorlage ſelbſt ſind ſolche
bereits enthalten, andere Sicherungen ſind an andern Stellen wohl
noch möglich. Wie ich höre, ſind Anträge in Vorbereitung, die
weitere Sicherungen einführen wollen. (Hört, hört! links.)

Die Regierung wird dieſe Anregungen mit Ernſtonnd
Wohlwollen prüfen.

Es iſt überaus wünſchenswert, daß wir bald zu einer Eni
ſcheidung kommen. Das öffentliche Leben dreht zur Zeit im
Bewußtſein des ganzen Volkes um die Frage des gleichen Wahl
rechts. (Zuſt. links und im Zentrum, Widerſpruch rechts.) Nach

T x r r S und ich r Fmögli ühlung zu nehmen muß die Frage des gleichen Wahlrechts jetzt zur Entſcheidung gebracht en (Lebh. Zuſt. linäs.)

Die Einmütigkeit des Volkes, deſſen Haltung im Kriege geradezu
bewunderswert iſt, würde zweifellos ärkt werden, wenn Sije von
allzu weitgehenden Gegenſätzen in dieſer Frage jetzt zurücktretenwollen. Jetzt können wir noch die chene duſe e einlöfen, in

denen die Sicherungen gegeben wer die im Intereſſe eines
ruhigen ſtetigen Fortſchreitens des Staatslebens notwendig find.
In einiger Zeit müſſen wir uns die Zuſage vielleichtunter er Erſchütterungen des Volkslebens, deren Gefahren

unüberſehbar ſind, uns abringen laſſen. (Hört, hört! links.) Wollen
Sie die Verantwortung auf ſich nehmen, dieſe ſchweren Erſchütte-
rungen herbeizuführen durch eine Ablehnung, die das von JhnenSarkaſa- Ziel nicht haben kann. (Lebh. Beifall lirks und im Zentr.)

P v. Heydebrand (Konſ.): Wir haben die Reſo ürf
tigkeit des gegenwärtigen Wahlrechts immer anerkannt. Deshalb
verſtehe ich nicht, wie Herr Dr. Friedberg uns vorwerfen kann, wir

hätten die Reform ſo lange verhindert. Er hat dabei die nötige
ſtaatsmänniſche Ruhe vermiſſen laſſen. Seine Miniſterſchaft war
wohl z kurz, um ſie zu erwerben. (Heiterkeit.) Die ſchlechteſte
Seite unſeres Wahlrechts liegt darin, daß die Abſtufung ausſchließ-
lich an die Steuerleiſtung geknüpft iſt. Daher iſt ſeine Signatur,
daß der Mittelſtand zu entſcheiden hat. (Lebh. Widerſpruch links.)
Das gleiche Wahlrecht aber gibt den Ausſchlag der unterſchiedlofen

Maſſe, den Arbeitern.
Gewiß hgben wir im Reiche das gleiche Wahlrecht. aber mankann e nicht alles über einen Kamm ſcheren und darf den

Bundesſtaaten i igentümlichkeit ni tehe S u e e Wgleichen 8, or anehmer re Weh Zuſte rechte Es gibt keinen
Gegenſatz zur SGleichheit als unſer Heer mit ſeiner Ueber und

Unterordnu den einzelnen Kategorien mit enLeiſtungen. Weh es führt, wenn jeder kommandiert und keiner
gehorchen hat, beweiſt Rußland. Sehr u rechts.) Man

ru auf das Wort des Königs. Aber die RegiKönig informiert, daß im vorigen Sommer fünf Sechſtel
ſes zu einer vollſtändigen Einigung über die Wahlreform ge
men waren. Sonſt haben die Miniſter ja immer mit dem

allerhöchſten Befehl operiert, obgleich ſie eigentlich den nicht
vorſchieben, ſondern ſich ſchützend vor ihn ſtellen ſollten.
Beifall rechts.) Unter dem gleichen Wahlrecht werden ich die

e. eren (Zurufn autoritative Charakter des preußiſchen Staates wird dann

kaum echterhalten werden können. Und wie wird es mite i u en h e r

links Vorläufig gleichen würdene e e r hAd. Hoffmann verbluten können dieh Bei den 13 130 Sagialdemokraten, der
rkten h und Linken werden unſere bulturellen

ter, r 1 der e Volksrle werden, tſchnationale CharakteSe e See draußen die rjte
r

I ob dieſer oder jener nie daruber fam oder auch,

Fra s au wird. (Lebh. Beifall 2 dige et vie ine be gehe ehe Sei
mm des Staats miniſteriums Dr. Friedberg:

Die Regierung hat ſtets erklärt, daß ſie unbedingt am gleichen
Wahlrecht feſthält. Jch bedaure außerordentlich, daß die Konſer
vativen alle Verſuche, die Frage durch Sicherungen zu löſen, ab
gelehnt hat. Der Vorredner warf mir Erregung vor. Da möchte
ich ein Wort variieren: Wer vei gewiſſen Dingen ſein
Temperament nicht verliert, der hat überhaupt keins zu verlieren.
Sehr richtigl) Die Frage, ob der Träger der Krone von den
damaligen Miniſtern über das im SGange befindliche Kompromiß
orientiert worden ſei, kann ich bejahen. (Hört, hört! links.)
Daß ich die Krone ungebührlich in den Vordergrund geſchoben hätte,iſt unrichtig. Gerade die Tatſache, daß ich vie fur mich außerordent

lich ſ und mitunter peinliche Verantwortung übernommen
habe, für das gleiche Wahlrecht einzutreten, beweiſt, daß ich bereit
bin, mich vor meinen König zu ſtellen. Beifall links.)

Der autoritative Charakter des Staates wird durch das
gleiche Wahlrecht nicht gefährdet.

ür dieſen Charakter bürgt ſchon ſeine monarchiſche Grundlage.Jn Süddeutſchland, wo das demokratiſche Wahlrecht beſteht ehe

auch nicht drunter und drüber. (Sehr wahr! links.)
Das gleiche Gemeindewahlrecht

kann eine Folge dieſer Vorlage ſein, braucht es aber nicht. Herr
v. Heydebrand hat auf die ſchweren Kämpfe an der Weſtfront hinge
wieſen. Die Regierung hatte gewiſſenhaft abzuwägen, was dem
Siege förderlicher iſt, ob eine Verabſchiedung dieſer Vorlage in
möglichſt burzer Zeit, wenn auch unter ſchweren Kämpfen, oder ob
ein Andauern der Erregung im Volke über dieſe Vorlage auf Jahre
hinaus. Sie hielt es dabei für das beſte, die Vorlage möglichſt bald
zum Abſchluß zu bringen und verdient dafür nicht Tadel, ſondern
Anerkennung. (Beifall links und im Zentrum.)

Abg. Dr. Porſch (Zentr.): Bei der erſten Leſung haben wir er
klärk, daß ein Teil von uns gegen das gleiche Wahlrecht ſtimmen
würde, ein andrer Teil ſeine endgültige Stellung von den Aus
chußverhandlungen abhängig machen wird. Die Ausſchußverhand
ungen haben zu einem endgültigen Ergebnis nicht geführt; die

Dinge ſind im Fluß, wie auch die Regierungserklärung be-
weiſt. Srſt in der dritten Leſung wird ein kleiner Teil meiner
Freunde gegen das Wahlrecht, die große Mehrheit dafür
ſtimmen. Für uns kommt es jetzt nicht auf Reden, ſondern auf
Abſtimmung an. (Beifall im Zentr.)

Die Weiterberatung wird auf Mittwoch 11 Uhr vertagt.
Schluß: 4 Uhr.

Mittwoch, zweiter Tag.
Die allgemeine Ausſprache wird bei den Z8 1 bis 3 fortgeſetzt.

Abg. Dr. Logmann tl.): ür die Häl iFraktion (Heitertent) geh Vetangi ieſiger
r politiſchen Freunde, die hinter mir ſtehen, en an ihrem

iderſtande die Vorlage der Regierung feſf Beifallon Zur links: Bravo rechts!) S bei einer
der ein ſehr ſtarkes en der ſozialdemo

Partei. (Lebhafte Zuſtimmung rechts.) s gswahl
recht würde in Preußen radikaler wirken als im Reichstage. Dazu
kommt der Einfluß der Polen als einer abſoluten Oppoſitionspartei in

Wenn die ſozialdemokratiſchen Stimmen in Preußen in dem
ße anwachſen, wie ſie nach den letzten Reichstagswahlen angewachſen

waren, dann wird die Zahl der ſozialdemokratiſchen Mandate derart
llen, daß ſie in abſehbarer Zeit mit den Polen und Welſen die

Mehrheit im Abgeordnetenhauſe haben wird. (Zuſtimmung rechts.)
Wir werden dann etwa 112 Sozialdemokraten, 40 Polen, 3 Welfen und
2 Dänen haben, zuſammen 157 Stimmen. Mit den fortſchrittlichen Ab
geordneten kommen wir auf 192, was der abſoluten Mehrheit von 228
r kommt. Wir ſtehen vor einem allgemeinen Stich
wahlbündnis oriſchritiler mit der Sozialdemokratie. Zuſtimmung

s und bei den Rationalliberalen.) Jch gkaube, daß wir mit der
rer Zeit eine ee

z
eordnetenhau in wird. Die

zwar nicht, daß eine gewiſſe Radikaliſierung ein

e und daß ſie nicht die eDas J n denn
ſage e Abbruch ktun, noch die Gefährlichkeit

einer paldemo Mehrheit mindern. Je er Sozial
demokratie die S nationalen und religiöſen Gefühle der
S geſtnnten Arbeitermaſſen verletzt, um wird ihre
nzi auf die Arbeiter

in A ber39 befürhie daher 7272 e ſozialdemokratiſchen

Sie das ind l dr eine Prin

Zentrum, erale, m r einmütig a ürdie Gemeinden das gl an deſſen eh zu gert hört! rechts) Wird die preu
ierung mehr Widerſtandskraft haben?

Dann die Poleufrage.

bei der M ig.ger e r Arbeit ſchwierig. Die pol

der jetzigen war deVir vor e he

Gefahr tunh
des Er weiter als Folge
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Ein leiſer el ſchien aus den Ausführungen des Vorredners
darüber ob der Miniſterpräſident geſtern richtigwirklich den Antr u i er en
eichn Sollte darüber noch ein Zweifel beſtehen, ſo möchte ichzeichnet habe.
ihn dahin beheben, daß dieſer Antr r die unannehm-bar iſt. (Lebhaſter Beifall ünte ſa twierms

Es ſt darin auch ein plutokratiſches Moment, weil durchgängig
dem ſelbſtändigen Unternehmer auf alle Fälle eine Mehrſtimme ge

T h können We en unmöglichrun r Es liegt auch nichtin dem Willen des einzelnen Arbeiters allein, ob er zehn Ja W rrg

ſelben Arbeitsverhältnis bgleibt und darum wäre eine ſolche Zuſatzſtimme
eine Eine Ablehnung des gleichen Rechts würde der So
n atie ſchönſten Agitationsſtoff geben. (Lebhafte Zuſtimmungks.) Kommt das gleiche Wahlrecht egt nicht, dann kann ein viel

radikaleres kommen. Zurufe Sie wollen aus Angſt das
Wahlrecht! Große Unruhe links.) tue meine verfluchte

flicht und Schuldigkeit und verbitte mir eine derartige Zu
mutung. (Toſender Lärm rechts, ſtürmiſcher Beifall links.) Bei Aen
Weh edlen len (nhelterker Beil in Abe ſrch

r ender nks, erſpr
Pachnicke (Vp.): Herr v. Heydebrand hängt ſo ſehr anſeinen alten Vorftellungen, daß er wiederum behauptet r

Dreiklaſſenwahlrecht begünſtige den Mittelſtand. Wo iſt denn der
Mitkelſtand in der konſervativen und in der nationalliberalen
Partei e die Süddeutſchen und ausländiſchen Staaten vom
gleichen Wahlrecht irgendwelche Nachteile gehabt Hat die Demo
krakie in England eine planmäßige kluge Politik verhindert Sehen
wir nicht unter dem gleichen Recht im Reiche einen glänzenden Auf
ſchwung, ſo ſehr, daß der Neid des Auslandes einer der letzten
Kriegsgründe geweſen iſt. (Lebh. Zuſtimmung links.) Wenn Herr
v. Heydebrand ſagte, daß im Beamtentum unter dem gleichen
Wahlrecht nicht mehr Zucht und Diſziplin herrſchen würde, ſo ſetzt
er die Beamten des Reiches und verſchiedener Bundesſtaaten herab.
Selbſtverſtändlich muß das Heer ſtraff organiſiert ſein, aber dieſe
Kriegsnotwendigkeit iſt doch kein Beweis für die Wahlrechtsfrage.
Sollen die Retter des VDaterlandez bei ihrer Rückkehr ſortiert und

klaſſifiziert werden
(Stürm. Zuſtimmung links.) Wir wollen ein freies Vaterland
ſchaffen, das dieſer Helden wert iſt. Beifall links.) Auf die oſt
elbiſchen Provokationen könnte aus Süddeutſchland ein ſehr un
freundliches Echo kommen. (Sehr wahr! links.) Die konſervativen
Ausſprüche von der politiſchen Unreife des Volkes und von der

„Vox populi, dox Rindvieh“, eſind hochmütige Beleidigungen eines Volke s,
das ſchwerſte Laſten auf ſich nimmt und Stand hält bis zum Ende.
Das rigoroſeſte Examen iſt beſtanden, aber das Zeugnis der Reife
wird verweigert. An der Stveikbewegung hat ſich der größte Teil
der Arbeiterſchaft nicht beteiligt und würde es auch ſpäterhin nicht
tun. Wollen Sie die Arbeiterſchaft auf nationalem Boden feſt
halten. dann geben Sie ihr das gleiche Wahlrecht. Durch W
wird Monarchie und Dynaſtie feſter im Volke verankert, als da
durch, daß das Volk bei der Krone Verſtändnis und Vertrauen
findet; dieſes aber wird erſchüttert, wenn ein ungekrönter König
einflußreicher daſteht als der gekrönte. (Sehr gut! links.)

Gleiches Wahlrecht im Reich und in den Einzgelſtaaten führt
zu einheitlicher Politik und vermindert die Reibungen. EntlaſtenSie unſer öffentlches Leben von den alten Widerſprüchen! Das

Mehrſtimmenrecht aber verewigt nur die Unruhe, indem es die
eine Gruppe bevorzugt und die andere benachteiligt. Bei einer
Annahme des Mehrſtimmenrechts gibt es für die Regierung nur
eines, das iſt die Auflöſung. (Bravo! links.) Früher n
die Konſervativen den Willen des Königs als das allein entſcheidend
anerkannt, aber ihre Fahne dreht ſich je nach dem Zweck. Je länger
die Entſcheidung hinausgeſchoben wird, en

E. deſto größer wird die Unruhe im Lande.
deſto üppiger ſchießt das Mißtrauen ins Kraut. Erregung würda
nicht nur im Falle eines Wa 8, ſondern auch einer Miniſter
kriſe hervorgerufen werden, denn die z ſteht und fällt mit
dem gleichen Wahlrecht. (Sehr wahr! links.) An Erregung hat es
in der letzten Zeit nicht gefehlt, die perſönlichen Verdächtigungen
ſind kaum noch zu überbieten. Man diskreditiert einen Miniſter, der
des moraliſchen Kredits gegenüber den Unterhändlern draußen
dringend bedarf. Wir fürchten die Auflöfung nicht. Jn einem
Wahlkampf müßte ſich fol rigre alles auf ein Ziel einſtellen: für
oder gegen das gleiche Wahlrecht. Wenn die nationalliberale Partei
ſich ausſchaltet, wird ſie die Folgen tragen. Jm Wahlkampf darf
aber auch die Regierung nicht dulden, daß ihre Politik von ihrem
eigenen politiſchen Beamten durchkreuzt wird.

Die Wahlrechtsrebellen müſſen wiſſen, daß ſie nicht wie die
Kanalrebellen die Treypen hinauffallen. e

Als Abgeordnete natürlich auch die politiſchen Beamten
vollkommen frei. Jch ditte, zuerſt über den Antrag Lohmann und
dann über das gleiche Wahlrecht abſtimmen zu laſſen und nicht erſt
über die Kommiſſionsvorlage; denn würde dieſe angenommen, ſo
würde gar keine Abſtimmung über die Kardinalfrage des gleichen
Wahlrechts ſtattfinden. Die weitergehenden Anträge der Sozial
demokraten würde das Schiff zu ſehr belaften; wir müſſen ſie des
halb ablehnen. Vergebens werfen Sie (nach rechts) ſich der Strö-
mung entgegen, die durch die gange Welt geht. Der deutſche Geift
des gleichen Wahlrechts muß künftig auch in Preußen gelten.
(Stürm. Beifall links.)

Abg. Dr. v. Heydebrand (Konſ.): Gegenüber dem Miniſter des
nnern ſtelle ich feft, daß meine Freunde ihm nicht Angſt und

äche vorgeworfen haben. tAbg. Lüdicke (Freikonſ.): Die Wahlrechtsvorlage durfte in dieſer
eit nicht kommen. Das gleiche Wahlrecht wird nicht zum Segen
reußens ſein. Die große Mehrheit meiner Partei lehnt es ab,

denn dieſes Wahlrecht gefährdet den Beſtand des preußiſchen
Staabes. Für die Juli Botſchaft trägt Bethmann Hollweg allein die

Verantwortung eAbg. Hirſch Berlin (Soz.):
Der Ausſchuß hat ſich mit einem Fleiß, der einer beſſeren

Sache würdig geweſen wäre, bemüht, die Vorlage ſo zu verſchlech-
tern, daß ſie für alle wirklichen Ilrechtsfreunde ebenſo unan

geworden iſt, wie für die Regierung. Das gleiche Wahl
recht ſoll durch ein völlig plutokratiſches Mehrſtimmenwahlrecht er
ſetzt werden. Jm Kriege hat gerade der einfachſte Mann die ſchwer-
ſten Opfer gebracht; diejenigen aber, die und Blut auf dem
Aliar des Vaterlandes geopfert Hhaben, ſollen weniger Stimmen
erhalten als die, die in der Heimat ihrem Geſchäft nachgehen nun
ten oder gar auf Koſten ihrer Mitmenſchen Kriegsgewinne erzielt
haben. (Hört, hört! b. d. Sog.) Ich ſtelle öffentli daß an der
Behauptung, auch Vertreter der ſozialdemokratiſchen Reichstags
fraktion hätten ſich im Juli v. J. für das Pluralwahlrecht gusge-z
ſprochen,w nicht ein Wort wahr i.



m Wenn Vordaris-Kritkel ber Re Oſterboiſchaftm das ſich mit einem e
würde. Wie konnte der Vorredner ein immenwahl

als demokratiſch bezeichnen

immen nach einjähriger Tätigkeit erhalten, die Angeſtellten
rbeiter erſt nach ſechsjährigerl Alle Saiſonarbeiter würden
ausgeſchloſſen ge Aber guch die Kriegsbeſchädigten, denn

teſe werden natürlich bei wirtſchaftlichen Kriſen zuerſt entlaſſen

g. Lohmann jprach don einer Ueberflutung des öffentlichen
eng durch die Sogialdemokratie und einer Unterdrückung anderer

Farteien nach dem gleichen Wahlrecht. Heute iſt es umgekehrt. Die
taldemokratie wird unterdrückt und die Konſervativen über
x das gange öffentliche Leden in Preußen, obwohl ſie ſich nicht

f die große Maſſe der Wähler ſtützen können. Wollen Sie eine
gigrdrücknng anderer Parteien verhindern, ſo müſſen Sie
S das Berhältniswahlſyſtem einführen,

Verbindung mit dem geheimen und direkten Wahlrecht. Die
ige. Polenpolitik, deren Aenderung beim gleichen Wahlrecht Abg.

ann vefürchtele, haben wir ſteis bekämpft. Auch die Polen
vrüfſſen als gleichberechtigte Staatsbürger behandelt werden.
Uebrigens ſind die Polen keineswegs eine Oppoſitionspartei. Jn
alen Fragen der Kirche und Schule, in den z n gehen ſie
mit der Mehrheit dieſes Hauſes zuſammen. Die Gefahr, die an
geblich Preußen beim gleichen Wahlrecht drohen ſoll, beſteht nur in
dex Phantaſie der Herren, die keine beſſeren Gründe haben.
v v u Den Sieg des Sogialismus

s i Sie nicht hindern, wenn Sie noch ſo viel Sicherungen da-
gegen aufrichten. (Sehr wahr! b. d. Sog.) Was die Rückwirkung

uf das Cemeindetvahlrecht betrifft, ſo find wir ſtets für das gleiche
ahlrecht auch in den Gemeindevertretungen eingetreten. Wir

ollen eben ein in allen Gliedern demokratiſches Preußen haben.
Srſt dann kommt der Wille des Volkes, der uns noch immer als der

e Wilke gilt, wirklich zur Geltung. Jn der Kommiſſion hat
n fich aur nicht geſcheut, von der angeblichen Unreife des deut
n Volkes zu ſprechen. (Hört, hört! b. d. Soz.) Das bietet man

dem Volke, durch deſſen Einſicht es überhaupt erſt möglich ge-
worden ift, dieſen Krieg nach außen ſiegreich zu führen und tm
Innern durchzuhalten (Sehr wahr! h. d. Soz.), dem Volke, das
zurch ſeine Betätigung auf allen Gebieten der ſozialen Fürſorge
ſeine Reife an den Tag gelegt.
S Sie mögen das gleiche Wahlrecht jetzk zu Fall bringen, die Macht
haben Sie. Aber glauben Sie nicht, daß der Wahlkampf dann
ur Ruhe kommt. Keine Macht der Welt wird imſtande ſein, dem
olke ſeinen Anteil an Geſetzgebung und Verwaltung auf die
ner ſtreitig zu machen. Sehr wahr! b. d. Soz.) Graf Spee

vach von der Stimmung an der Front. Jch bezweifle, daß er die
wirkliche Stimmung kennt.
Keinmt denn ein Major im Diviſioneſtab in Berührung mit den

e gewöhnlichen Soldaten
Was er vorgeiragen hat, mag die Stimmung in gewiſſen

OQfjisgierskreiſen ſein, aber nicht die Stimmung der großen
ſe an der Front. Und wie die Stimmung der Arbeiterkreiſe im
nern iſt, das beweiſt die Aeußerung aus dem Zentralblait der
iſtlichen Gewerkſchaften: „Alle Schichten des deutſchen Volkes und

die unteren am meiſten haben ihre Blutopfer in dieſem Kriege ge
bracht und haben damit Anſpruch darauf, über die Geſchicke des
W in voller Gleichberechtigung mitzubeſtimmen. Die

uijche Arbeiterſchaft wird es unter keinen Umſtänden zugeben,
daß ſie um den Preis ihrer Opfertaten beirogen werde. (Hört,
wört! b. d. Soz.)
T So denken alſo die Gewerfſchaften, die in der Zentrumsparkei
hre parlamentariſche Vertretung erblicken. Wenn ein Teil des

nkrums jetzt gegen das gleiche Wahlrecht ſtimmt, ſo ſeht es ſich
i nicht nur mit der Stimmung dieſer ſeiner Arbeiterſchaft in das
W ſewern auch mit dem, was von jeher das Zentrum

r eine hervorragendften Führer programmatifch in dieſem
Hauſe vertreten hat. Hört, hört! d. Sog.)

Wir ſtehen auf dem Skandpunkt, daß das Wahfrecht ungd-
henigig von den Steuern ſein ſoll, und daß es
S. nicht nyr den Männern, ſondern auch den Frauen
eingeräumt werden muß. Der Krieg hat dieſe Forderungen glänzend
gerechtfereigt. (Sehr wahr! b. d. Soz.) England iſt zum Frauen
e übergegangen; es weiß genau, daß es zum Wiederauf-
u nach dem Kriege auf die Mitarbeit und Mithilfe der Frauen

angewieſen iſt. Auch Rorwegen, Finnland, Holland und andere
Staaten haben im Kriege das Frauenwahlreckt eingeführk. Jm
übrigen haben wir unſere grundſätzlichen Wahlrechtsforderungen
wieder als Antrag eingebracht. Schließlich beantragen wir die
i Streichung der Ausnahmebeßimmung für Berlin,

wonach für die Orisanſäſſigkeit in Berlin der Wahlbezirk an die
Stelle der Gemeinde tritt. Durch dieſe Beſtimmung würden viele
Berliner Wähler ihres Wahlrechts beraubt werden.

42 den Fall der Ablehnung des gleichen Wahlrechts ſcheint
die Regierung nicht an eine ſofortige oder baldige Auflöſung des
Hauſes zu denken. Da eine Verſtändigungsmöglichkeit nicht zu er
blicken iſt, hallen wir es für das Richtigſte, daß die Regierung, in
zweiter Leſung, ivenn ſie eine Mehrheit nicht findet, das Haus
auflöft. Zeigt die Regierung, daß ſie nicht mit ſich handeln läßt,
dann leiſtet ſie dem Volke den beſten Dienſt und ſo wird ſie am
eheſten die neue Wahlrechtsvorlage durchbringen.

Freilich dürfte nicht durch die Militärdiktatur die Agitation
für das gleiche Wahlrecht unmöglich gemacht werden, wie das
immer wieder geſchieht. (Hört, hört! links.) Wenn die unverant-
wortlichen SEinflüſſe aufhören, dann wird ſchon unter dem Drei-
klaſſenwohlrecht eine Mehrheit für das gleiche Wahlrecht zuſtande
kommen. Nicht durch die Einführung, ſondern
durch die Ablehnung des gleichen Wahlrechts würde der Siegeswille

gelähmt werden,
Das hat auch Dr. Friedberg erklärt. Die Gegner wollen mit

Gewalt der Entwicklung Einhalt tun. Aber das gleiche Wahlrecht
wird kommen, denn es muß ſich durchſetzen als eine geſchichtliche
Rotwendigkeit, Noch haben Sie es in der Hand zu entſcheiden, ob
die Entwicklung ſich friedlich oder in anderen Bahnen, die wohl
keiner von uns wünſcht, vollziehen wird. Es handelt ſich nicht um
eine preußiſche, ſondern um eine deutſche Frage. Das „preußiſche
Regiment“ ift mit eine Urſache dafür, daß wir ſo wenig Freunde in
der Welt haben. Und immer wieder werden von der Rechten Aeuße-
rungen in folchem Sinne gemacht, wie noch leizthin dom Akg. von
Wohna, der erklärte, die Belgier könnten gar nicht genug Gottdafür danken, daß man endiich Ordnung in ihr verrottetes Land

gebracht habe. Wir wollen nicht, daß dem Haß gegen Preußen und
gegen Deutſchland neue Nahrung gegeben wird durch das Gebaren
einer kleinen Elique, die ihre Herrſchaft nur noch einem über
lebten Wahlſyſtem verdankt.
v Die Schickſalsſtunde Preußens hat geſchlagetrt,

Das alie Preußen wird ſtürzen, aber ein neues, beſſeresPreußen fich aus ſeinen Trümmern erheben. Sorgen Sie dafür,
daß Sie unter den Trümmern nicht begraben werden. Beweiſen
Sie, daß die große Zeit kein Neines Geſchlecht finde. (Bravo! b. d.
Sogialdemokraten.)
d Abg. Sſröbel (U. Soz.): Die Konſervativen wollen es offenbar auf
die rü ſeſte robe, auf den Kampf bis aufs Meſſer, mit dem
Volke en la ihnen wohl gut genug iſt als Kanonenfutter,
dem aber Bürgerrechte vorenthalten wollen. Von einem
wirkli Wahlrecht kan bei der jetzigen Wahlkreiseinteilung über

ke ede ſein. Das Geſetz iſt ſchon von vornherein mit einem
großen Maß reaktionärer Beſt en bepackt fordern ein

mokratiſches Wahlrecht, die Herabſetzung des Wahlalters und
das Frautenwahlrecht, wie es auch der Antrag Braun will.

r die gr Maſſen der Arbeiter. Der Entwurf iſt eine

er rechts.r 3 dieſe rden An mit Recht eine Verhehnung der Ardetter ge
Doch auch ohne dieſe Verſchlechterung iſt die Vorlageo 79777 r daß jeder vwirtki e Freund der

emokratiedie Vorlage ablehnen mu ravo! bei den
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lage
n. Soz.) Die Regierung hat ja ſelbſt erklärt, wenn diefällt, ein viel tadiſeletee hlrecht kommen u In der Tat:

wird das Volk in der Heimat und im Felde ſich eine beſſere Wahlzefo
erzwingen. Das Volk wird ſein Recht erobern, es iſt ja gerade jetzt
wehrlos. Mögen auch die Regierungsſozialiſten ſich jetzt auf die
des Volkes ſtellen. Fürchten Sie ſich nicht vor dem Vorwurf
„Landesverrats“. Das Volk weiß, wo die wahren Landesverräter am
Volke ſitzen. Der 3 der Zukunft wird alle Widerſtände
hinwegfegen. (Lebhafter Beifall bei den U. Soz.)

Die Weiterberatung wird auf Donnerstag 11 Uhr vertagt.

Donnerstag, dritter Tag.
Am Miniſtertiſch: Dr. Friedberg, Dr. Drews. Haus und

Tribüne ſind ſtark beſetzt.
Abg. Dr. Rewoldt (Freikonſ.): Die Staatsregierung trägt die Ver

antwortung dafür, daß die Wahlrechtsvorlage in dieſer Zeit eingebracht
wurde, in der unſer Vaterland ringsum von Feinden bedroht war. Wir
halten dieſe Vorlage für ein nationales Unglück. Die Elemente, die in
Preußen am wenigſten von der Krone gehalten haben, berufen ſich jetzt
am meiſten auf die Krone. Würde die Sozialdemokratie die Macht
im Staate erringen, ſo würde ſie ſich v einen Augenblick beſinnen,

die Republik zu ären.
Das preußiſche Staatsſchiff darf nicht in dieſer Richtung geſteuertwerden. (Beifall.) Wir als Monarchiſten haben die ſicht alles

daran zu ſetzen, daß der Träger der Krone beſſer beraten wird. Wenn
die Vorlage abgelehnt wird, kann ſie immer noch zurückgezogen und die
für ſie

veraniworſlichen Miniſter enllaſſen werden.
(Heiterkeit links.) Eine Auflöſung im gegenwärtigen S würde
eine unmögliche Maßregel ſein aus ſtaatsrechtlichen Gründen. In der
kürzlichen Regierungsvorlage war ausdrücklich geſagt, daß allgemeine
Neuwahlen ausgeſchloſſen ſind, ſolange Millionen von Wählern im
Felde ſtehen. Unterzeichnet: Drews. Die Bundesſtaaten ſind noch der
einzige Damm gegen die demokratiſche Ueberflutung. Wir lehnen die
Vorlage ab.
Bizepräfſident des Staats miniſteriums Dr. Friedberg:

Jch kann Herrn Dr. Rewoldt die beſtimmte Verſicherung geben, daß
die Regierung einen der von ihm angegebenen Wege beſchreiten wird.(Heiterkeit.) Auch ich würde es nicht als im Intereſſe des Landes

gelegen erachten, wenn in der jetzigen Zeit zur Auflöſung des Abgeord
netenhauſes geſchritten werden müßte. Was ich in meiner Rede in Han
nover geſagt habe, halte ich vollſtändig aufrecht, und ich kann von meiner
Kritik der damaligen Staatsregierung nichts zurücknehmen, aber meine
jetzige Stellung verbietet mir, auf dieſe Frage näher einzugehen. (Be-
wegung.) Die Vorlage über Verlängerung der Legislaturperiode kann
nicht als Beweis gegen die Vornahme von Neuwahlen herangezogen
werden. Jn einer beſtimmten Notlage muß die Kgl. Staatsregierung
natürlich auch das Recht zur Auflöſung haben. Die Slaafsregiernng
wird zu dieſer Frage erſt endgültig bei der drilken Leſung Skellung
nehmen (Hört, hört!), denn es kann zwiſchen der zweiten und dritten
Leſung noch eine Verſtändigung möglich ſein, wie bereits der Miniſter
präſident angedeutet hat. De Rückſicht auf die im Felde ſtehenden
Wähler kann auch nicht ausſchlaggebend ſein; denn die Mehrzahl von
ihnen würde es nicht übelnehmen, wenn ihnen eine Erweiterung des
Wahrrecht zu teil wird. (Zuſtimmung links.) Die Regierung wird ſich

nicht auſdrä laſſen. Beifall links.)
Abg. v. Kardorff (bei keiner ion): Jch bin aus der freikonſer-

vativen Fraktion ausgeſchieden, weil meine Freunde wünſchten, daß
nur in Einzelberatungen das Wort nehmen ſoll. Als freier, ſeiner
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antwortung bewußter Abgeordneter kann ich meine Gründe für meine
Abſtimmung heute vortragen. Ich bin ein unbedingter, grundſäßlicher
Gegner des gleichen Wahlrechts. (Hört, hört! links.) ch bin aber
trotzdem unter der Vorausſetzung der Einſchaltung wirkſamer Kautelen
bereit, auf dem Boden des gleichen Wahlrechts zu treten, denn ich halte
ſein Kommen für unabwendbar. Für mich handelt es ſich nur darum,

ob es mit oder gegen die Konſervaliven kommk,
ob mit oder ohne Konflikt. An der Spitze aller Gründe ſteht für mich
der Julierlaß des Königs von Preußen, dem ich eine außerordentlich
große und hohe Bedeutung beimeſſe. Er darf nicht mit gewöhnlichen
Thronreden verglichen werden. Als er erſchien, herrſchte allgemein das
Gefühl: Nun iſt es vorbei, nun iſt das gleiche Wahlrecht da.

Alle Deuteleien an der Botſchaft würden die Stellung der Krone
ſchwächen. Es iſt ein gefährliches Spiel, zu ſagen: Einbringen ift nicht
Durchbringen. Was geſchieht, wenn die Vorlage abgelehnt wird? Es
iſt ſelbſtverſtändlich, daß dann die Regierung gezwungen iſt, das Haus
aufzulöſen. Mehrere große Parteien werden ſich bei der
ſpalten. Aber nach der Auflöſung wird es in dem neuen Hauſe heißen:
Vae victis. Wie mir geſagt worden iſt, ſitzen im Herrenhaus angeſehene
Anhänger des Herrn v. Heydebrand, die gewillt und bereit ſind, im
weſentlichen auf den Boden des gleichen Wahlrechts zu treten. (Hört,
hört! links. Widerſpruch des Abgeordneten v. Heydebrand.)
Wir ahnen nicht, wie lange der Krieg noch dauert, wir ahnen n
welches Maß von Not und Enlbehrungen das Volk noch kragen m
(Sehr richtig! links.) Wie ſollen Not und Entbehrungen von der
großen Maſſe des Volkes im vierten und fünften Kriegsjahr m
werden, wenn eine politiſche Atmoſphäre des Haſſes herrſcht? Dieſe
könnke von gewiſſenloſen Agitatoren ſehr ausgeſchlachtet werden. Die
Konſervativen verkennen, daß Deutſchland in den vier Kriegsjahren
eine Entwicklung durchgemacht hat, wie ſonſt nur in einem Menſchen
alter. Das Pluralwahlrecht iſt auch nur ein plutokratiſches Wahlrecht.
In der Oſtmarkenpolitik darf man bei jeder Regierungsmaßnahme nicht
ſtets von einem völligen Kurswechſel ſprechen. Ein Gefühl des Auf
atmens würde durch das Land gehen, wenn eine Verſtändigung über die
Wahlreform mit der Staatsregierung ermöglicht würde. (Beifall.)

Abg. Dr. Otto (Natl.): Jm Namen eines Teiles meiner Fraktion
kann ich erklären, daß wir uns auf den Boden der Regierungsvorlage
ſtellen. Was uns hier trennt, ſind im letzten Grunde nur Jdeen. Wir
haben die Ueberzeugung, daß Preußen auch unter dem allgemeinen,
gleichen Woahlrecht nicht zugrunde gehen wird. Die Gründe, die uns
zu unſrer Zuſtimmung bewogen haben, liegen zunächſt in der Wirkung,
die die Botſchaft des Königs von Preußen in dem Rechtsbewußtſein
unſeres Volkes ausgeübt hat. Dieſes Königswort muß eingelöſt werden.
Alle Befürchtungen dagegen ſind nur Bagatellen. Es iſt unmöglich,
gegen den Sinn der Weitgeſchichte aufzutreten. Deutſchland und Preußen
dürfen ſich gegen andre Länder nicht iſolieren. Ueber eine Zuſatzſtimme
ließe ſich an ſich reden. Jm gegenwärtigen Stadium aber kann der
Antrag nicht das Odium eines etwaigen Scheiterns der e n ßch
laden. Wir ſind deshalb für das unmittelbare, gleiche recht.
(Beifall links.)

Abg. Dr. v. d. Oſten (Konſ.): Jch kann die Staatsregierung von
der Verantwortung micht freiſprechen, daß wir in dieſer Zeit ge
zwungen ſind, uns mit einer Frage augeingnderaujets die große
innere Zwiſtigkeiten gusgelöſt hat. Der Erndruck der Verhand
lungen der letzten Tage war kein erhebender. Die konſervative
Partei wird bei ihrer Ablehnung der Vorlage nicht von der Furcht
vor dem Verluſt ihrer Machtſtellung in Preußen geleitet. (Wider-
ſpruch links.) Derartige ſelbſtſüchtige Motive dürfen meiner Partei
nicht unterſtellt werden. (Lebh. Zuft. rechts.) Herr Dr. Pachnicke
durfte den patriotiſchen Antrag des Grafen Spee nicht als Satyr
ſpiel bezeichnen. Die Partei, die Bismarck ſein Leben bitter ſchwer
gemacht hat, beruft ſich jetzt bei jeder Gelegenheit auf ihn. Der
Juli-Erlaß iſt gedeckt durch den damaligen Miniſterpräſidenten und
wenn wir einer anderen Entſcheidu ſowir damit e e vie

S S

e Arbeiter zunarchie ni igt werden. Der Auffaſſung, das gleiche Wahle innere otwendigkeit

rkung des Antrag h.
r nicht recht klar. Demokratiſche Blätter, das Ber

ner Tageblatt, tragen die ſchwere Schuld, daß ſie durch ihre Hal
tung im Ausland völlige Unkenntnis über die wirklichen deutſchenVerhaliniſſe und damit im Ausland ein großes Maß von Haß groß

e e ar das der Krieg ins Ungewiſſe verlängert wird. (Große
aruhe links.)

Ein Antrag auf Schluß der Ausſprache wird gegen die Stimmen
der Linken angenommen. Als Redner waren noch gemeldet die Abg.
Dr. Porſch (Zentr.), Oraub u Kanzow (F. Vp.) und Hue F.

Du sen perſönliche Bemerkungen der Abgg. Dr. Pachnicke u
en.S Die Abſtimmung.

über die Fs 1 nachdem ein Antrag des redt (Freikonſ.)
auf Ausſetzung der Abſtimmung zurückgezogen war.

g. 1 beſtimmt, daß wahlberechtigt jeder Preuße iſt, der 25 Jahr
alt und ſeit wenigſtens 8 Jahren ſtaatsangehörtg iſt.

Ein ſozialdemokratiſcher Antrag auf r des Frauen-
ſtimmrechts und Herabſetzung des Wahlalters wird
abgelehnt. Für das Frauenſtimmrecht ſtimmen mit den Antrag
ſtellern einige Fortſchrittler. Ein fortſchrittlicher Antrag, der die
Grlangung des Wahlrechts durch Fortfall der Friſt für die Staats
angehörigkeit erleichtern will, wird abgelehnt. 5 1 wird unver-
ändert angenommen.

2 der feſtſtellt, wer von der Wahlberechtigung ausgeſchloſſen
ißt, wird angenommen.

Das gleiche Wahlrecht.
s 3 in der Regierungsvorlage lautete: Jeder Wähler ha

1. Stimme. Die Ausſchußfaſſung hierzu gibt die Möglichkeit von
6 Zuſatzſtimmen. Dazu liegt der Antrag Lohmann (Natl.)
vor, der ein Zweiſtimmenrecht vorſieht. Der Antrag wird mit allen
gegen etwa 30 Stimmen abgelehnt.

Die namentliche Abſtimmung über den S 3 der Re-
gierungsvorlage hatte folgendes Ergebnis: Es wurden im ganzen
422 Stimmen arg eben. Mit Ja ſtimmten 188 Abgeordnete, mitNein 235. Der 2 ipnnun enthielten ſich 4 Abgeordnete.

Präſident Graf SchwerinLöwitz: S 3 der Regierungsvorlage iſt
alſo abgelehnt. (Abg. Hoffmann (U. Soz.): Feldgraue, Munitions-
arbeiter hört! Unruhe, Ruf rechts: Raus!)

Es folgte die Abſtimmung über S 3 in der Ausſchußfaſſung,
die ebenfalls namentlich iſt und unter großer Erregung des Hauſes
vor ſich geht. Der Ausſchußantrag wurde mit 235 gegen 183
Stimmen bei zwei Enthaltungen angenommen. Hierauf wurde die
Weiterberatung auf Freitag 11 Uhr vertagt. Schluß 145 Uhr.

Aus der Provinz.
Merſeburg. Die Fettration für die laufende Woche

t von der Kreisfettſtelle auf 50 Gramm pro Perſon feſtgeſetzt worden.
r Ausgabe gelangt diesmal Auslandsbutter, die ſehr gut in der Be

ſchaffenheit und dem Geſchmack, aber teurer iſt als Landbutter.
Neue Straße. Der Magiſtrat macht bekannt, daß die von

der Halleſchen nach der Haakeſtraße führende Straße innerhalb der
neuen Kolonie die Bezeichnung „Triebelſtraße“ erhalten hat. Damit
haben die ſtädtiſchen Behörden in ſinniger Weiſe das Andenken des
detſtorbenen Geheimen Sanitätsrates Dr. Triebel geehrt, der ſich in
allen Kreiſen der Bürgerſchaft als Arzt und Menſch hoher Wertſchäung

te

Weißen Stadtverordnetenſitzung. Der Schuhfabrikant S Wenzel hat eine Stiftung in Höhe von 30 000 M.

gemacht und das Lehrerkollegium der Bürgerſchule eine ſolche in Höhe
von 4000 M. Die Beihilfe an den Vaterländiſchen Frauenveren für das
Erziehungshaus Salem wurde auf fährlich 4000 M. erhöht. Für die
Anfertigung von Notſtandsgeld wurden 1400 M. aus dem gemein-
ſamen Verfügungsgeld bewilligt. Der Magiſtratsvorlage über die Ge

rung von an Beamte, Lehrer, Angeſtellte,
Ruhegehaltsempfänger und Arbeiter wurde mit dem Maßſtabe zuge-
ſtimmt, daß den Witwen und Waiſen und den Ruhegehaltsempfängern
gleichmäßig 75 Prozent der fraglichen Sätze und den ſtädtiſchen Ar
beitern eine Lohnerhöhung von 5 Pf. für die Stunde gezahlt werden.
Zur Beſchaffung von Einrichtungsgegenſtänden wurden 1000 M. aus
dem gemginſamen Verfügungsgeld bewilligt. Der Einführung des
orthopädiſchen Turnens für rachitiſche Kinder wurde zugeſtimmt und
zur Beſchaffung von Apparaten einmalig 3500 M. ſowie für eine an
nes Schweſter 1200 M. Gehalt aus dem gemeinſamen Ver-

g eld bewilligt. Das Ortsgeſetz gegen Verunſtaltung der Straßen
und Plätze wurde in der vom Magfſtrat vorgeſchlagenen Form ange
nommen, ebenſo dem Einbau von drei Fettfängern im Schlachkhofe zu
geſtimmt. Für den Bau eines Lagerraumes für die Reichsbekleidungs-
ſtelle wurde die Bauſumme von 200 000 M. unter der Bedingung be
willigt, daß die Reichsbekleidungsſtelle für die herzuſtellenden Räume
jährlich 20 000 M. Miete zahlt. Danach wurden noch die Rechnungen
der Sparkaſſe und des Elektrizitätswerkes abgenommen.

Teuchern. Bedeutende Steuererhöhung. Der Haus-
haltungsanſchlag der Kämmereikaſſe für 1918 wurde jetzt vom Stadt-
verordnetenkollegium in Einnahme und Ausgabe auf 138 400 M., der
der Schulkaſſe auf 110 000 M. feſtgeſetzt. Für die Kämmereikaſſe wird
ein Mehr von rund 30 000 M. gefordert, damit die Finanz verhältniſſe
der Stadt auf geſunde Grundlage geſtellt werden. Um dieſe Mehrbe-
laſtung, die in der Hauptſache durch die hohen Schul-, Armen- und
Kreislaſten bedingt iſt, zu decken, iſt eine Erhöhung des Steuerzuſchlags
um 100 Prozent nötig. Es ſind alſo auf Einkommen, Grund-, Ge
bäude- und Gewerbeſteuern 350 Prozent Zuſchlag zu zahlen. Ein
nis wurde beſchloſſen, die Schuldentilgung auch für 1918 auszu-

etzen.

Bitterfeld. Selbſtmord Jn der Nähe der Großen Mühle
wurde die Leiche eines jungen Mädchens gefunden und als die ſeit
über 4 Wochen vermißte 18jährige Eliſe Marie G. von hier feftge
in rer die Gründe des Selbſtmordes verlautet nichts Be-

immtes.

Guter Fang. Bei der Reviſion des D-Zuges 201 auf
dem hieſigen Bahnhofe durch einen Ueberwachungsreiſenden der
Milikärpolizeiſtelle Halle a. S. wurde dieſem von einem Fahrgaſte
2. Klaſſe Widerſtand entgegengeſetzt. Der Reiſende ſprang ſchließ-
lich aus dem Fenſter des bereits wieder in Bewegung befindlichen

ges und verſuchte zu entfliehen. Er wurde von nbeamten
eſtgehalten, verſuchte aber ſich wieder loszureißen und bedrohte
hierbei ſeine Verfolger mit einem geöffneten Meſſer. Er wurde

von mehreren Soldaten überwältigt und zur Polizei ge
acht. Das inzwiſchen eingegangene Gepäck des Fremden klärte

ſein Verhalten bald auf. Jn dieſem wurde nämlich Einbrecher
Werkzeug verſchiedener Art, ſowie 1 große gefüllte Handtaſche mit
LuxusLederwaren, als Handtaſchen, Brieftaſchen, Zigarrentaſchen,
Portemonnaies uſw., zum Teil mit der Firmenbezeichnung „LudwigWolf Offenbach a. M.“ verſehen, vorgefunden. e beſtritt, daß das

ihm vorgezeigte Reiſegepäck ſein Eigentum ſei, trotzdem in Fae
Beſitz eine Fahrkarte von Bad Nauheim--Frankfurt vorgefunden
wurde und die Lederſachen, wie inzwiſchen feſtgeſtellt iſt, bei einem
Einbruch in Nauheim geſtohlen worden ſind. Während ſeiner Jn-
haftierung im hieſigen Polizeigefängnis machte er einen vergeb
lichen Ausbruchs- und ſpäter Selbſtmordverſuch, indem er ſich mit
einem Stückchen Eiſen die Pulsadern zu öffnen verſucht hat. Die

ri ige Verletzung iſt ſcheinbar nur beſtimmt geweſen, ihm im
die Flucht zu ermöglichen. Er wurde ſchließlich dem

Umtsgericht abgeliejert.

Um 3 Uhr nachmitta s wird zur r chritten, zunächſt
n. z

Z 35737
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